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DAS WARUM UND DAS WOFÜR.

Wir sind die „Unternehmer in Bewegung“ – eine Allianz über alle Größen 
und Industrien, die sich dem Land und seiner Zukunft verbunden fühlen. 
Wir sehen Deutschland gesellschaftlich und wirtschaftlich an einem 
Kipp-Punkt und sind entschlossen, etwas zu unternehmen, um es zum 
Guten zu wenden. Wir mischen uns daher ein, weil Politik und Politiker 
augenscheinlich den Anschluss an die Lebensrealität der Mehrheit verlo-
ren hat und haben. Wir krempeln die Ärmel hoch und reichen unsere 
Hand: für eine neue Haltung, ein neues Handeln, ein neues Miteinander. 
„Made for Germany“ ist Anspruch und Versprechen zugleich.

Der Unternehmer, Autor und Vordenker Peter May und „Unternehmer 
in Bewegung“ sind synchron gestartet und haben kurz vor Redaktions-
schluss zusammengefunden. Unser Antrieb ist deckungsgleich, unser 
Befund mit Blick auf Deutschland ebenso. Darum reden wir hier mit 
einer Stimme. Um die Sicht der Unternehmer deutlich zu machen, mit 
der Verantwortung für Millionen unserer Beschäftigten, für angeschlos-
sene Unternehmenspartner und unsere Standorte in allen Regionen, 
um Politik, Medien und Gesellschaft ein Angebot zu machen. Es geht 
nicht um Schadensbegrenzung und Verteilungsschlüssel oder Subven-
tionen. Es geht um Erneuerung. Um die zukunftsweisende Aufgabe, 
Deutschland neu auszurichten, um neue Energien und neuen Optimis-
mus freizusetzen.

Wir begeben uns damit auf ungewohntes Terrain und ins Offene. Wir 
gehen offen und ehrlich in diesen Dialog. Wir sagen, was wir denken 
und was es braucht. Floskeln gibt es genug. Die Zukunft wird nicht mit 
Likes und Händeschütteln bei Politikerbesuchen gemacht. Wer die Sym-
pathien der Unternehmer gewinnen will, muss zuerst einmal verstehen, 
warum Abertausenden Unternehmern in Deutschland das Wasser bis 
zum Halse steht und warum unsere Gesellschaft auseinanderdriftet.

Wir Unternehmer denken nicht in Quartalen, sondern in Generationen. 
Nur können wir der nächsten Generation zwar unseren Geschäftszweck 
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und unsere Werte vermitteln, aber nicht mehr, wohin Deutschland 
steuert. Es ist schwer zu vermitteln und zu verstehen, dass Deutsch-
land der bestmögliche Standort zum Wirtschaften und zum Leben ist. 
Doch niemand von uns will und kann hier weg. Wir sind dem Land, 
unserer Stadt und den Menschen tief verbunden, manchmal seit Jahr-
hunderten. Ein Abwandern wegen besserer Steuersätze ist für uns 
kein schlagendes Argument. Wir wollen etwas unternehmen: gemein-
sam das Ruder rumreißen, gemeinsam das nächste Wirtschaftswun-
der nach Hause holen und gemeinsam unsere Gesellschaft wieder 
vereinen.

Unser Befund wie unsere Perspektiven sind eindeutig:

I. Die Haltung unseres Landes und die Versprechen von „Made in 
Germany“ passen nicht mehr zusammen:

1. Ja, Minderheiten müssen geschützt werden. Aber nein: Minderheits-
themen (Gendern etc.) dürfen nicht Mehrheiten dominieren und wei-
ter davon ablenken, dass wir wieder dringend darüber reden müssen, 
wie wir als Gesellschaft wieder erfolgreich und attraktiv wirtschaften 
wollen – auch um Löhne, Steuern und Sozialabgaben zu bezahlen.

2. Ja, alle sind für Klimaschutz. Aber nein: Stromversorgung, Strom-
preise und Energiesicherheit können sich dem nicht unterordnen. 
Die Energiepolitik ist völlig entgleist und ein Grund für eine sehr 
ernste Lage der deutschen Wirtshaft und schlimme Verunsicherung 
in der Breite der Bevölkerung.

3. Ja, „Made in Germany“ steht für Qualität, Innovation und Verläss-
lichkeit. Aber nein: Deutschland, allen voran der öffentliche Sektor, 
liefert nicht mehr. Während in Paris die Notre-Dame in einer natio-
nalen Kraftanstrengung in fünf Jahren wieder aufgebaut wurde, 
kennen wir alle die Blamagen um den Flughafen Berlin oder den 
Bahnhof Stuttgart 21. Von absurden Genehmigungsprozessen ganz 
zu schweigen.

4. Ja, zu den Freiheitsrechten zählt auch der Datenschutz. Aber nein: 
Das heißt nicht, dass wir die europäischen Regeln übererfüllen müs-
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sen. Österreich, Dänemark oder die Niederlande sind Nachbarn. Nur, 
dort funktioniert die digitale Verwaltung, die Digitalisierung gene-
rell besser, einfacher und schneller – ohne dass aus Brüssel Klage-
wellen kommen. Wir fesseln uns, statt entfesselt zu agieren.

5. Ja, „Made in Germany“ steht auch für ein Leistungsversprechen. 
Aber nein: Die Frage, was ich für den Staat tun kann, wird nicht 
mehr als Erste gestellt. Wettbewerb wird heute bereits bei Bundes-
jugendspielen verneint. Gleichzeitig produziert Deutschland neue 
Rekorde beim Krankenstand. Deutschland hat es verlernt, auf die 
Gründergeneration zu hören – auf die (meistens Frauen), die unser 
Land nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nur aufgebaut, sondern zu 
einem Leitmarkt für Leistung, Innovation und Zuverlässigkeit ge-
macht haben. 

II. Die zentralen Versprechen des Staates werden nicht erfüllt:

1. Die Durchsetzung von Recht und Ordnung findet weder auf der Straße 
noch im Netz statt.

2. Die Daseinsvorsorge (Infrastruktur und Bereitstellung von staat-
lichen Leistungen) ist auf einem erbärmlichen Niveau.

3. Das Solidarsystem (Gesundheit, Pflege, Rente) ächzt und ist bereits 
seit vielen Jahren ein Fall für die Intensivstation.

4. Das Sozialsystem (Bürgergeld etc.) ist zum Magnet für ungesteuerte 
Einwanderung mutiert.

5. Das Bildungssystem hält internationalen Vergleichen nicht mehr 
Stand. Wir werden nach unten durchgereicht. Von Lese- und Schreib-
fähigkeiten bis hin zur digitalen Kompetenz. Es stimmt nicht mehr, 
dass Deutschland ein toller Standort ist, weil wir bessere Schul-, 
Hochschul- und Ausbildungen anbieten als der Rest der Welt.

III. Unsere Forderungen sind kurz und klar:

1. Deutschland braucht ein Zukunftsbild: Wer nicht weiß, wo es hin-
geht, kann sich nicht einbringen. Was wir uns nicht vorstellen kön-
nen, können wir auch nicht umsetzen. Ein Zukunftsbild braucht den 
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berühmten gesellschaftlichen Prozess. Es ist nicht das erste Mal, 
dass Deutschland sich neu erfindet. Wir können das, wenn wir es 
gemeinsam tun. Konstruktiv und anpackend. Nicht auf lange Sicht, 
sondern mit einem klaren Datum. Zum 9. November 2025 sollte die 
Vision für Deutschland stehen und nach innen und außen vorgestellt 
und gefeiert werden. Ein „falling wall moment“, der für eine Trend-
umkehr stehen könnte. 

2. Die Haltung Deutschlands muss sich ändern und damit unser 
Charakter. Das „Wir“ schlägt das „Ich“. Selbstverständlich ein kraft-
volles Ja zum Wettbewerb. Und: Minderheitenthemen sind solange 
selbstverständlich, wie sie Deutschland insgesamt nicht länger auf-
halten, auf das Wesentliche zu blicken. 

3. Die zentralen Versprechen des Staates müssen erfüllt werden, 
damit die Bürger Deutschlands wieder Vertrauen in den Staat zu-
rückgewinnen. „Erfüllen“ heißt nicht „geradeso“, sondern auf Welt-
niveau. Alles andere ist mit Blick auf die Gründergeneration und die 
kommenden Generationen wirkungslos. 

4. „Made in Germany“ braucht einen Neustart und eine strategische 
Standortpolitik, die Rahmen setzt und Wettbewerb schützt. Eine 
Standortpolitik, die Klimaschutz und Energieversorgung nicht ge-
geneinander ausspielt, die Datenschutz nicht zur Fessel werden lässt 
und die Innovationen fördert, statt zu behindern. Und: Politiker, 
Beamte und Angestellte in den Regierungen, Ministerien und Be-
hörden wissen es nicht besser, sie können es nicht besser und sind 
nicht besser als Unternehmer, Manager, Mitarbeiter. Vertrauen und 
„Machen-lassen“ heißen die Zauberwörter. Sie sollten an jede Wand 
in jeder Amtsstube geklebt werden. 

5. (Familien-)Unternehmer brauchen mehr denn je einen „seat at 
the table“. Ob Kanzlerrunden, TV-Talks oder „Weltwirtschaftsgip-
fel“: Ohne die Stimme der Unternehmer, die in Generationen denken 
und sich zu Deutschland als Standort und Heimat bekennen, fehlt 
etwas, was Manager oder Verbände nicht ersetzen können. 

Unser Hauptberuf ist nicht, Papiere zu schreiben und in Diskussions-
runden zu sitzen. Wenn es aber unserem Land dient, sind wir da. Vor 
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Ort wie im Bund wie in Brüssel. Dies ist unser Angebot. Machen statt 
meckern.

Zuletzt: Deutschland wählt in wenigen Wochen einen neuen Bundestag 
und damit eine neue Regierung. Wir sehen jeden einzelnen Abgeord-
neten des nächsten Bundestages in der Pflicht, dem Wohle des Volkes 
zu dienen. Wir stehen jedem dafür Rede und Antwort.

Für unsere Kinder. Für all die, für die wir Verantwortung tragen. Made 
for Germany.

Für „Unternehmer in Bewegung“: 
Sarna Röser & Josef Brunner (Vorsitz),
Frank Dopheide, Thilo von Selchow, Joachim Koschnicke, Dr. Hadi Saleh, 
Lukas Büdenbender, Tobias Ragge, Alicia Lindner, Christina Diem-Puello, 
Fabian Kienbaum, Michael Schröder, Dr. Annika von Mutius



IM 
KRISENMODUS
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Es ist etwas ins Rutschen gekommen hierzulande. Stabiler Wohl-
stand und stabile demokratische Verhältnisse – lange Zeit verlässliche 
Eckpfeiler nachkriegsdeutschen Selbstverständnisses – sind brüchig 
geworden.

Das Land ist ökonomisch aus dem Tritt geraten. Während andere den 
multiplen Krisen mit mehr oder minder stabilem Wachstum trotzen, ist 
der ehemalige Musterschüler Deutschland in die Rezession gerutscht. 
Schlusslicht selbst in der wachstumsschwachen EU – aus der Cham-
pions League auf die Abstiegsplätze sozusagen. Man kann den wirt-
schaftlichen Niedergang nicht nur in Zahlen messen. Marode Infra-
struktur, Chaos im Bahn- und Flugverkehr, eine nervige Bürokratie, 
Unternehmensverkäufe, Betriebsschließungen und Massenentlassun-
gen – der Bürger kann den Abstieg der deutschen Volkswirtschaft auch 
mit Händen greifen.

Von wirtschaftlichen Abstiegsängsten zur Gefährdung der Demo-
kratie ist der Weg kürzer, als uns lieb ist. Denn die Zustimmung zur 
Demokratie ist nicht nur eng mit dem Schutz vor hoheitlicher Willkür 
und der Freiheit zur Selbstverwirklichung verbunden. Sie hängt auch 
mit der Erwartung zusammen, dass es einem unter einer selbst gewähl-
ten Führung wirtschaftlich besser gehe als unter einem autoritären 
Despoten. In dem Maße, in dem diese Erwartung enttäuscht wird, 
wächst die Anfälligkeit für autoritäre „Heilsbotschaften“. Die Erstar-
kung der radikalen politischen Ränder, der Erfolge der AfD, die zuneh-
mende Brutalisierung des politischen Meinungskampfes und die wach-
sende Unfähigkeit, gegnerische Positionen als zumindest mögliche 
Alternative zu diskutieren, bedeuten noch nicht das Ende unserer De-
mokratie. Aber sie zeigen, dass etwas ins Rutschen gekommen ist. Dass 
Demokratie auch in Deutschland keine Bestandsgarantie hat.

Das positive Grundgefühl des ausklingenden 20. Jahrhunderts ist 
uns abhandengekommen. Der Glaube an ein „Ende der Geschichte“, 
ein Zeitalter von Frieden, Freiheit und Wohlstand nach westlicher Prä-
gung, ist einer diffusen Angst gewichen. Wo eben noch Globalisierungs-
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euphorie herrschte, gedeiht Krisenangst. Kriege, Umweltkatastrophen, 
Pandemien, Wirtschafts- und Demokratiekrisen haben uns der trügeri-
schen Sicherheit beraubt, die Zukunft der Menschheit kenne nur noch 
eine Richtung.

Noch leben wir im besten Deutschland, das wir je hatten. Wenn wir 
es erhalten wollen, müssen wir es besser machen. Mit einer ehrli-
chen Bestandsaufnahme beginnen, Schwächen benennen und eine Visi-
on entwickeln, für die es sich zu kämpfen lohnt. Ich bin überzeugt, die 
große Mehrheit der Menschen in unserem Lande wartet darauf.

WIR ZERSTÖREN UNSERE UMWELT

Die Moderne, jenes Gemisch aus Liberalismus, Kapitalismus und 
Demokratie, hat den Menschen im sogenannten Westen eine bis da-
hin unvorstellbare Entwicklung gebracht. Nie waren wir so viele, nie 
wurden wir älter, nie lebten wir freier und nie waren wir wohlhabender 
als heute.

Doch inzwischen beschleicht uns das Gefühl, das etwas aus dem 
Ruder gelaufen ist. Menschliche Selbstermächtigung, moderne Wis-
senschaft und Technologie sowie ein dazu komplementäres Wirtschafts-
modell haben die Zahl der Menschen auf unserem kleinen Planeten 
explodieren lassen. Zunehmend verdrängen wir andere Lebewesen, ver-
brauchen die natürlichen Ressourcen des Planeten und überstra-
pazieren die Fähigkeit der Natur, sich zu regenerieren. Längst sind Vor-
boten einer möglichen Katastrophe erkennbar. Klimawandel, Umwelt-
katastrophen, Massenemigration, Artensterben, die Verschmutzung 
von Luft und Wasser sind nicht mehr nur Horrorszenarien in theoreti-
schen Rechenmodellen oder Science-Fiction-Filmen, sondern immer 
häufiger traurige Realität.

Immer mehr Menschen fragen: Werden wir auf unserem schönen Pla-
neten dauerhaft überleben können, wenn wir weitermachen wie bisher?
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Und wird es ein lebenswertes Leben sein? Dass ein paar Superreiche 
inzwischen von einer Auswanderung ins All träumen, hilft uns Normal-
bürgern nicht. Es verstärkt nur unsere Angst.

Ob wir es wahrhaben wollen oder nicht: Wir werden uns begrenzen 
müssen. Weniger Raum beanspruchen, weniger Ressourcen verbrau-
chen und weniger Verschmutzung verursachen. Viele von uns wissen 
das oder spüren es zumindest. Nur hilft es ihnen nicht, denn zugleich 
realisieren sie das eigene Unvermögen, der klugen Erkenntnis folgend 
zu handeln. Als Kinder eines Systems, das die Logik des „Immer-mehr“ 
zu einem Kernelement seiner Glaubenslehre gemacht hat, ist Verzicht 
ein systemschädlicher Anachronismus. Das unbefriedigende Gefühl 
„Ich weiß, ich müsste, aber ich kann nicht“, verleitet zur Flucht in wohl-
feile Ausreden („Ich kann eh nichts ausrichten“) und den Glauben an 
eine quasigöttliche Rettungskompetenz von Wissenschaft, Technologie 
und kapitalistischer Innovationskraft. Ohne eine Renovierung und Wei-
terentwicklung der zentralen Glaubenssätze der westlichen Moderne 
wird ein Überleben der Menschheit im Guten kaum möglich sein.

HERAUSFORDERUNG MIGRATION

Menschen wollen ihre Heimat nicht verlassen. Sie wollen dort leben, 
wo sie sich zu Hause fühlen, wo ihre Familien und ihre Freunde sind 
und wo sie eine Arbeit haben, die ihren Lebensunterhalt sichert. Und 
doch tun sie es immer wieder – weil Armut, Krieg und Unterdrückung 
oder Naturkatastrophen sie dazu zwingen. Für jeden Menschen, der sei-
ne Heimat verlassen muss, ist Migration ein schlimmes Schicksal und 
die Mitmenschlichkeit gebietet, unsere Herzen und unsere Tore für die-
se Menschen zu öffnen.

Aber ganz so einfach ist es nicht. Denn auch für die Zielstaaten der 
Migranten stellt die Migration eine Herausforderung dar, vor allem 
für unsere kriselnden westlichen Demokratien, wo die staatlich verord-
nete Hilfsbereitschaft auf wirtschaftliche Abstiegsängste und kulturelle 
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Überfremdungsängste der „Ureinwohner“ trifft. Wenn die Migranten 
dann noch zur Belastung für die Sozialsysteme und die innere Sicher-
heit werden, kann die Migrationsfrage schnell zum Motor für Auslän-
derfeindlichkeit und zum Treibstoff für radikale Parteien werden. 
„Deutschland den Deutschen“ ist nicht nur eine inakzeptable Torheit, es 
ist auch die Quittung für eine verfehlte Einwanderungs- und Integra-
tionspolitik. Deutschland braucht qualifizierte Einwanderung. Und als 
dem humanistischen Ideal verpflichtetes Land muss es offen sein für 
Menschen in Not. Aber wenn es nicht gelingt, die Menschen, die hier 
leben, mitzunehmen, droht uns ein Desaster.

DER WESTEN IM NIEDERGANG

Wir Kinder des Westens sind in einer Zeit groß geworden, in der der 
Westen die dominante politische Kraft auf unserem Planeten war. 
Die Erfindung der Moderne hatte den Völkern Europas die Instrumente 
an die Hand gegeben, die Welt zu beherrschen. Und das taten sie. Sie 
strömten aus, entdeckten, eroberten, unterwarfen und beuteten aus, in 
Afrika und Amerika ebenso wie in Asien und Australien. Doch nicht 
nur Gewalt, auch die Ideen von Menschenrechten, Demokratie, kapita-
listischer Wirtschaft und Nationalstaatlichkeit gingen von Europa aus 
um die Welt. Spanien, die Niederlande und Großbritannien wurden so 
zu Weltmächten, zuletzt die Vereinigten Staaten von Amerika, die ein-
mal als britische Kolonie begonnen hatten. Nachdem dann auch noch 
der einzig relevante Systemrivale, das kommunistische Russland und 
die von ihm errichtete Sowjetunion, dank wirtschaftlicher Überlegen-
heit niedergerungen war, schien der Weg frei für eine globale Herr-
schaft des Westens unter Führung der USA.

Am Ende des 20. Jahrhunderts wurde das kapitalistische Wirt-
schaftssystem global, selbst das besiegte Russland und der schlafende 
Riese China wurden zu Mitspielern im westlich dominierten Spiel. Um 
die Jahrtausendwende fühlte es sich einfach gut an, Bürger einer west-
lichen Demokratie zu sein.
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Doch die Euphorie währte nicht lange. Mit Beginn des 21. Jahrhun-
derts begannen immer mehr Staaten, die westliche Dominanz infrage 
zu stellen. Zu ihnen gehören die islamischen Staaten, die lieber autori-
tär geführte Gottesstaaten sein wollen und das laizistische Weltbild des 
Westens als imperialistisches Teufelswerk bekämpfen. Da ist China, das 
einen autoritären Staatskapitalismus verfolgt und sowohl ökonomisch 
als auch politisch zum großen Systemrivalen des Westens aufgestiegen 
ist. Da ist Russland, das seine ursprüngliche Annährung an den Westen 
aufgegeben hat und mit allen Mitteln um die Wiederherstellung alter 
Größe kämpft. Und da sind die aufstrebenden Staaten des globalen Sü-
dens, allen voran das riesige Indien, die die neue geopolitische Multi-
pluralität für ihre Interessen nutzen wollen.

„The West is in decline“ – was kluge Vordenker wie der asiatische 
Staatsmann Kishore Mahbubani früh postulierten, ist mittlerweile Rea-
lität. Der Westen wird herausgefordert – immer öfter und immer erfolg-
reicher. Terrorismus, Kriege und Krisen aller Art gehören zur neuen 
Normalität. Wenn der Westen sich nicht rasch neu erfindet und den 
globalen Systemwettbewerb politisch, ökonomisch und kulturell an-
nimmt, anstatt die anderen über die Überlegenheit westlichen Denkens 
belehren zu wollen, wird er verlieren. Schmerzvollen Verlust von Wohl-
stand und politischer Stabilität inbegriffen.

AMERICA FIRST

Selbst die westliche Führungsmacht hat der Niedergang in eine Kri-
se gestürzt. Gewiss, noch sind die USA ökonomisch und militärisch die 
Nummer 1 in der Welt. Das Land beheimatet die führenden Technologie-
konzerne und ist der Treiber des digitalen Wandels. Und doch wirkt das 
Mutterland westlichen Lebensstils seltsam erschöpft und gespalten. Der 
„American Dream“, der Traum vom Aufstieg für jedermann, für viele 
Amerikaner funktioniert er nicht mehr. Das Land ist gespalten – ökono-
misch und politisch. Die weiße Mittelschicht wird von Abstiegs- und 
Überfremdungsängsten geplagt, sehnt sich nach einstiger Bedeutung 
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und wird von den ökonomischen und intellektuellen Eliten gleichzeitig 
als „White Trash“ abgewertet. Die Polarisierung der Gesellschaft, die 
Radikalisierung der politischen Streitkultur, das Phänomen Donald 
Trump und sein Leitmotiv „Make America great again“ sind signifikan-
ter Ausdruck dieser Befindlichkeit.

Die Vereinigten Staaten können und wollen den Westen nicht mehr 
führen. Sie wollen nicht länger ein Europa beschützen, das sich in der 
Position des kleinen Bruders bequem eingerichtet hat und sein Geld lie-
ber für soziale Wohltaten als für Selbstverteidigung ausgibt. Amerika will 
und muss sich auf seine eigenen Interessen konzentrieren, die heimische 
Wirtschaft stärken (siehe „Inflation Reduction Act“) und sich auf die Aus-
einandersetzung mit China fokussieren. Können wir es ihm verdenken?

Die Wahl von Donald Trump zum Präsidenten wird diesen Prozess 
beschleunigen, radikalisieren und unberechenbarer machen. Jetzt 
jammern wir und fühlen uns vom Schicksal im Stich gelassen. Dabei 
hatten wir vier Jahre Zeit, uns auf eine Rückkehr des Populisten ins 
Weiße Haus einzustellen. Wir haben sie einfach verstreichen lassen. 
Wenn wir Europäer nicht endlich lernen, den „Kleiner-Bruder-Status“ 
im Verhältnis zu Amerika zu verlassen (so bequem er auch gewesen 
sein mag) und selbst „groß und stark“ zu werden, werden wir uns auf 
der Verliererseite der Geschichte wiederfinden.

DIE EU AM SCHEIDEWEG

Und Europa? Die EU, das erfolgreichste Friedensprojekt in der Ge-
schichte des Kontinents, wirkt derzeit wenig anziehend. Dabei hätten 
die Europäer durchaus Grund, stolz auf sich zu sein. Die Idee der Gründer-
väter Jean Monnet, Robert Schuman und Konrad Adenauer hat es weit 
gebracht. Die EU ist heute ein riesiger Handelsraum mit freiem Austausch 
von Waren und Dienstleistungen, sie gewährt Freizügigkeit für die Men-
schen der beteiligten Nationen, verfügt über eigene Institutionen, eine 
gemeinsame Währung und eine Zentralbank und hat in der Finanz- und 
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Eurokrise durchaus bewiesen, dass sie auch in Krisen handlungsfähig ist. 
Zugleich aber wirkt sie verunsichert und seltsam unvollendet.

Noch fehlt vieles, was Europa stark genug machen würde, um in 
einer sich polarisierenden Welt als bedeutender Mitspieler wahrge-
nommen zu werden. Die EU verfügt über keine gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, sie hat keine gemeinsame Armee und kann sich 
nicht selbst verteidigen. Die EU hat keine gemeinsame Wirtschafts-, 
Fiskal- und Sozialpolitik und eine dysfunktionale Governance. Das im 
Wachstumsrausch eingeführte Einstimmigkeitsprinzip ermöglicht es 
jedem Mitglied, seine nationalen Egoismen auch gegenüber überwälti-
genden Gemeinschaftsinteressen zur Geltung zu bringen. Wo gemein-
same Ziele, gemeinsame Werte und eine gemeinsame Vision sein soll-
ten, führen die Europäer ein abstoßendes Schauspiel politischer 
Tauschhändel auf. Im Verbund mit einer überbordenden europäischen 
Bürokratie ist das kein attraktives Angebot.

So befindet sich die EU in einer Art Dauerkrisenmodus angesichts der 
schwindenden Zustimmung in der Bevölkerung (Stichwort Brexit), des 
Erstarkens populistisch-nationalistischer Kräfte, die sich gegen die EU in 
Stellung bringen, der zunehmenden Attraktivität autoritärer Politikmo-
delle und eines russischen Kriegsherren, der seinen Krieg längst auf Eu-
ropa ausgedehnt hat – nicht mit Raketen und Panzern, aber mit finanzi-
eller Unterstützung für antidemokratische und antieuropäische Kräfte, 
mit Spionage und Anschlägen, mit Cyberangriffen und mit vorsätzlicher 
Desinformation via Internet. Wenn es uns in den nächsten Jahren nicht 
gelingt, ein kraftvolles europäisches Haus zu bauen, werden die europäi-
schen Nationalstaaten zum Spielball der wirklich großen Mächte. Zuneh-
mende Kriegsgefahr und wirtschaftlicher Abstieg eingeschlossen.

DER DEUTSCHE PATIENT

Deutschland, das bevölkerungsreichste und volkswirtschaftlich be-
deutendste Mitglied der EU, steht besonders schlecht da. Die Wirt-
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schaft lahmt und die Stimmung im Land ist schlecht. Externe Beobach-
ter sehen im einstigen Musterschüler wenn nicht den „kranken“, so 
doch zumindest den „müden Mann“ Europas. An eine rasche Besserung 
will niemand recht glauben, nicht einmal die Deutschen selbst. Eine 
Mehrheit von uns ist der Überzeugung, dass Deutschland in zehn Jah-
ren nicht mehr zu den ökonomisch führenden Nationen gehören wird. 
Im World Competitiveness Report 2024 nehmen wir nur noch Platz 24 
ein – zweite Liga sozusagen. Was für ein Szenario für ein Land, das sich 
über Jahrzehnte als erfolgreiche Leistungsnation, als Export-, Fußball- 
und Organisationsweltmeister, als Europas Wirtschaftslokomotive und 
als ökonomischer Lehrmeister definiert hat!

Deutschlands Abstiegsängste sind nicht unbegründet. Die Lage der 
deutschen Wirtschaft ist ernst. Während China, die USA und Indien, 
selbst das kriegführende Russland und europäische Sorgenkinder wie 
Griechenland oder Malta den multiplen Krisen trotzen und weiterwach-
sen, geht den Deutschen die Puste aus. Stagnation und Rezession bedro-
hen Deutschlands Ökonomie. Vor allem die Schlüsselindustrien sehen 
sich einer toxischen Problemmischung ausgesetzt. Zum Druck der De-
karbonisierung gesellen sich hohe Energiepreise, Fachkräftemangel, 
Bürokratie und ein zunehmend stärker werdender internationaler Wett-
bewerb, vor allem aus China. Deutschlands Automobilbauer und ihre 
Zulieferer, der Maschinenbau und die Chemieindustrie verlieren Markt-
anteile und Wettbewerbsfähigkeit. Dazu kommt eine daniederliegende 
Bauindustrie, die darunter leidet, dass die Bürokratie das Bauen zu teu-
er macht, staatliche Förderprogramme fehlen und nach Jahren der Null-
zinspolitik kaum mehr jemand in der Lage ist, rentable Immobilien mit 
Krediten zu Normalzinsen zu bauen.

Deutschlands Niedergang ist hausgemacht und die Folge politi-
scher Fehler. Nichts von dem, was uns jetzt belastet, hätte man nicht 
kommen sehen und anders entscheiden können – und zwar nicht erst, 
seitdem die Ampel-Regierung in der Verantwortung steht. Es sind poli-
tische Entscheidungen der letzten zwei Jahrzehnte, die uns jetzt auf die 
Füße fallen. Deutschland hat in dieser Zeit seine politischen Prioritäten 
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verschoben - zugunsten von „Sozialkonsum“ und zulasten von „Wohl-
standsinvestitionen“. Dabei sagt doch schon der gesunde Menschenver-
stand, dass man nur auf Dauer ausgeben und verteilen kann, was man 
zuvor erwirtschaftet hat. Und dass Erwirtschaften Investitionen braucht.

Die Mängelliste ist lang und zu einem komplexen Problem-Konglome-
rat angewachsen, dem mit Einzelmaßnahmen und Symptombehand-
lung kaum mehr beizukommen ist. Hier eine Auswahl:

Deutschland hat die ökonomischen Mega-Trends der Neuzeit ver-
schlafen. Wir haben uns zu lange in den Erfolgen der Schlüsselindus-
trien Automobil, Maschinenbau und Chemie gesonnt und außer Acht 
gelassen, dass diese auf hundert Jahre alten Durchbruchsinnovationen 
beruhten. Deutschland ist stark in den Wachstumsmärkten der Vergan-
genheit, bei den Wachstumstreibern der Gegenwart (allen voran Inter-
net, Digitalisierung, Künstliche Intelligenz und Biotech) haben wir das 
Feld nahezu kampflos den Amerikanern und Chinesen überlassen. 
Selbst beim deutschen Lieblingsthema Umweltschutz verstehen wir uns 
zwar gern als Vorreiter in Sachen Reglementierung und Volkserzie-
hung, das ökonomisch vielversprechende Feld grüner Technologie und 
Energie überlässt die Ingenieursnation Deutschland aber lieber den 
Chinesen und Amerikanern. Das traurige Beispiel der Solarenergie 
steht hier Pars pro Toto: Deutsche Unternehmen wie Solarworld waren 
die First Mover, nur um am Ende einer hoch subventionierten chinesi-
schen Konkurrenz den Markt überlassen zu müssen. Wo sich gesell-
schaftliche Technologie- und Kapitalismusfeindlichkeit und politische 
Ignoranz gegen eine zukunftssichernde Industriepolitik verbünden, 
sieht es für die Wohlstandssicherung schlecht aus. Noch lebt Deutsch-
land von vergangener Stärke. Die Frage ist nur: wie lange noch?

Längst werden wir auch auf unseren Kernmärkten angegriffen. So-
gar beim Automobil haben die Chinesen neuerdings die Nase vorn. Und 
sie kopieren nicht nur, sondern machen die Dinge besser und preiswer-
ter. Der Größe ihres Heimatmarktes und der politischen Unterstützung 
der chinesischen Wirtschaftsimperialisten haben die Deutschen bislang 
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wenig entgegenzusetzen. Amerika erlässt in dieser Situation einen In-
flation Reduction Act. Und was machen wir?

Statt sie zu stärken, wird der heimischen Wirtschaft übel mitge-
spielt. Industrielle Unternehmungen brauchen preiswerte und sichere 
Energie, um international wettbewerbsfähig zu sein. Dass dieses Erfor-
dernis mit den Aspekten des Umweltschutzes harmonisiert werden und 
der allmähliche Übergang zu einer CO2-neutralen und ressourcenscho-
nenden Energieversorgung gelingen muss, steht außer Frage. Die deut-
schen Regierungen haben eine industriefreundliche Transformation 
der Energieversorgung bislang aber nicht einmal versucht. Aus wahl-
taktischen Gründen verkündete die deutsche Bundeskanzlerin Angela 
Merkel 2011 nach der Katastrophe von Fukushima den Ausstieg aus der 
Atomenergie und versuchte dann, den entstandenen Schaden durch 
den Kauf billigen Gases aus Russland zu kompensieren. Das Ergebnis 
dieser Politik ist heute zu besichtigen: Deutschland machte sich gegen-
über einem unberechenbaren Partner erpressbar, die Energiekosten im 
Lande sind seit dem Ukraine-Krieg höher als anderswo und wirklich 
grün ist unsere Energie auch nicht.

Damit nicht genug: Wir regeln uns zu Tode. Egal, ob bei Steuern, 
Abgaben oder bei der Bürokratie: Fast immer handeln wir nach dem 
Grundsatz: „Warum einfach, wenn‘s auch kompliziert geht?“ Dem 
deutschen Bürokraten fehlt Vertrauen, Generalklauseln mag er nicht, 
stets muss auch der letzte Einzelfall bedacht werden. Die Folgen sind 
fatal: Die Bürokratie wächst, die Eigeninitiative schrumpft. Anstatt 
sich mit unternehmerischen Wachstumschancen zu beschäftigen, fül-
len Deutschlands Bürger Formulare aus und suchen nach Umge-
hungsmöglichkeiten. So kann man eine Wirtschaft dauerhaft kaputt-
machen.

Fachkräftemangel und steigende Arbeitskosten tun ein Übriges. 
In Deutschland arbeiten zu wenige, sie arbeiten zu wenig und zu we-
nig produktiv. Alles Folgen einer Politik, die die Auswirkungen des 
demografischen Wandels allzu lange negiert hat, keine überzeugende 
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Einwanderungspolitik zustande gebracht und munter dazu beigetra-
gen hat, dass die Kosten der Arbeit hierzulande schneller wuchsen als 
der Produktivitätsfortschritt. Die Regierungen nach Gerhard Schrö-
der haben das Einmaleins ausgewogener Wirtschafts- und Sozial-
politik missachtet, einseitig mit der Stärkung von Arbeitnehmerrech-
ten gepunktet und so viele soziale Wohltaten verteilt, dass immer 
mehr Menschen nicht mehr arbeiten wollen und müssen. Das Bürger-
geld ist nur das vorerst letzte Glied in einer Kette schlimmer Fehl-
leistungen.

Auch unsere Sozialsysteme sind ein Grund für den Niedergang des 
Landes. Mit dem Übertritt der Babyboomer ins Rentenalter werden 
Millionen von Einzahlern zu Empfängern sozialer Leistungen, ohne 
dass eine vergleichbare Anzahl jüngerer Einzahler nachwächst. Ob-
wohl diese demografische Falle und der Kollaps der traditionellen ab-
gabenbasierten Rentenfinanzierung seit Jahrzehnten vorhersehbar 
waren, hat man sich bis heute nicht zu einem fairen und tragfä-
higen Finanzierungssystem für die Rente durchringen können. Über 
100 Milliarden Euro zur Finanzierung der Renten nehmen wir inzwi-
schen alljährlich aus der Steuerkasse – ein Sozialkonsum, der für 
staatliche Investitionen in Wachstum und Wohlstand nicht mehr zur 
Verfügung steht.

Zu den Rentnern kommen die Migranten. Menschen, die nach 
Deutschland kommen, landen überwiegend und im internationalen Ver-
gleich überdurchschnittlich oft in den Sozialsystemen. Unsere Sozial-
leistungen machen das Land attraktiv für Sozialhilfeempfänger – aus-
ländische Leistungsträger gehen dagegen lieber woanders hin. 
Sprachprobleme, Ausländerfeindlichkeit und Bürokratie geben sie als 
häufigste Gründe an. Das ist ein Armutszeugnis für uns alle.

Um den überbordenden Sozialkonsum zu finanzieren, greifen die 
Politiker lieber in fremde Kassen (wie bei der Rentenfinanzierung) 
oder kürzen Ausgaben an Stellen, wo die negativen Konsequenzen nicht 
sofort spürbar werden. Dafür kommt es jetzt umso dicker.
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Jahrelang haben wir die Bundeswehr kaputtgespart und das vertrag-
lich zugesicherte 2-Prozent-Ziel der NATO schlicht ignoriert. Nun hadern 
wir mit den Konsequenzen. Die Bundeswehr sei nicht „kriegstüchtig“, 
heißt es im Verteidigungsministerium, und der neue amerikanische Prä-
sident droht offen damit, uns angesichts unseres Vertragsbruches nicht 
länger beschützen zu wollen. Keine schöne Vorstellung angesichts einer 
Rückkehr des Krieges nach Europa. Aber eine selbst verschuldete.

Immer mehr Menschen geben an, dass sie sich nicht mehr sicher 
fühlen in ihrem Land. Kriminelle Clans und Extremisten besetzen zu-
nehmend rechtsfreie Räume, in denen das Gewaltmonopol des Staates 
nicht mehr funktioniert. Menschen, die fundamentale Grundregeln un-
serer verfassungsmäßigen Ordnung offen ablehnen, treten immer ag-
gressiver auf und werden von der Ordnungsmacht allzu selten in die 
Schranken verwiesen. Natürliche Folgen einer Politik, die seit Jahren an 
Polizei und Ordnungskräften spart – personell, materiell und bei mora-
lischem Rückhalt.

Bei internationalen Bildungsvergleichen fällt Deutschland zurück 
(Stichwort: PISA-Studie). Unsere Schulen verkommen zu sozialen 
Brennpunkten; die meisten unserer Hochschulen sind international nur 
noch zweitklassig. Kein Wunder, wenn an der Bildung gespart wird, 
vielen Schülern die sprachlichen Voraussetzungen für regulären Unter-
richt fehlen und Lehrer kein attraktiver und angesehener Beruf mehr 
ist. Das ist eine Katastrophe für ein Land, das so gut wie keine natür-
lichen Rohstoffe besitzt und von sich selbst sagt, die Köpfe der Men-
schen seien der wichtigste Rohstoff des Landes.

Seit Jahrzehnten leidet die Infrastruktur des Landes. Kaputte Stra-
ßen und Brücken, ein desolates Schienennetz, ein gewaltiger Rückstand 
im digitalen Netzausbau – der frühere Infrastrukturweltmeister droht 
zum infrastrukturellen Entwicklungsland zu werden. Kaputtgespart. 
Wer um den Zusammenhang zwischen einer funktionierenden Infra-
struktur und der Standortattraktivität bzw. Wettbewerbsfähigkeit weiß, 
kann sich die Konsequenzen selbst ausmalen.
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Dazu kommt ein gefährlicher Mentalitätswandel: Kaum jemand mag 
sich noch wirklich anstrengen. Während die Babyboomer in Rente ge-
hen, ruft die Generation Z immer lauter nach Work-Life-Balance, Home-
office und kürzeren Arbeitszeiten – und jetzt auch noch nach einem be-
zahlten „Null-Bock-Tag“ pro Monat. Dabei haben wir ohnehin schon den 
europaweit höchsten Arbeitsausfall durch Krankheitstage. Deutschlands 
Leistungsmythos ist dahin – im Sport wie in der Wirtschaft. Unsere Dis-
ziplin und unser Arbeitsethos muss niemand mehr fürchten. Schlimmer 
noch: Wir wollen uns auch nichts mehr zumuten. Wenn’s schneit oder 
stürmt, schließen wir die Schulen und bleiben lieber zu Hause. Es könnte 
ja jemandem etwas zustoßen. Das Deutschland des Jahres 2024 wirkt 
müde und kraftlos. Und man braucht nicht viel gesunden Menschenver-
stand, um zu prognostizieren, wohin das führt. In einer wettbewerbs-
geprägten Globalwirtschaft führt Verlust von Wettbewerbsfähigkeit zu 
Verlust von Volkswohlstand. Und Verlust von Wohlstand führt zu Vertei-
lungskämpfen. So gesehen sind Stagnation und Rezession, Bauernpro-
teste, Lokführerstreiks, zunehmende Aggression und das Erstarken von 
Extremisten nur zwei Seiten derselben Medaille.

Gleichzeitig hat die soziale Ungleichheit zugenommen. Die Zahl der 
Armen steigt ebenso wie die der Milliardäre. Mehr als eine halbe Mil-
lion Menschen leben inzwischen auf der Straße. Das Problem ist struk-
turell. Wohlhabende Menschen besitzen Aktien, Immobilien und ande-
re knappe Sachwerte, deren Preise auch während der Geldschwemme 
im Anschluss an die Finanzkrise stiegen. Wer von seinem Arbeitsein-
kommen leben muss, wurde von der Inflation der Lebenshaltungskos-
ten der vergangenen Jahre hart getroffen, statt eines Plus im Vermögen 
stand ein Minus in der Einkommens- und Vermögensbilanz. Man muss 
kein Sozialist sein, um eine solche Entwicklung ungut und gefährlich zu 
finden. Auf Vermögenspolarisierung folgt häufig gesellschaftliche Pola-
risierung.

Immer mehr Menschen fühlen sich als Verlierer. In Ostdeutschland 
wurde mit der Vereinigung eine ganze Generation ihres Selbstwertge-
fühls beraubt – die Folgen wirken immer noch nach. Inzwischen mehren 
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sich auch im Westen die gefühlten Verlierer: Minderheiten und Benach-
teiligte aller Art und jetzt auch noch die ehemals privilegierten „alten 
weißen Männer“, die sich im Rahmen der neuen politischen Correctness 
als „Täter“ stigmatisiert fühlen. Kein Zweifel: Der soziale Kitt bröckelt.

Die Bereitschaft zum Dienst an der Gemeinschaft nimmt ab. Sozia-
les Pflichtjahr, Impfzwang, Steuern und Abgaben werden von der Mehr-
heit als staatliche Übergriffe in die freiheitliche Selbstentfaltung emp-
funden und bekämpft oder umgangen. Individuelles Anspruchsdenken 
tritt an die Stelle sozialer Verpflichtung.

Das Land radikalisiert sich, vielleicht nicht so schnell und so weitge-
hend wie in den Vereinigten Staaten von Amerika, aber doch zusehends 
und fortschreitend. Informationen beziehen wir nicht mehr aus gemein-
sam anerkannten Quellen (früher Tagesschau und Tagespresse), sondern 
aus jeweils eigenen Internet-Blasen. Den Mitgliedern der eigenen Peer-
group glaubt man mehr als der sogenannten Lügenpresse. So untermi-
nieren wir bereits die Grundlagen einer inhaltlichen Auseinanderset-
zung. Die Folge: Wir reden immer weniger miteinander und pflegen ein 
zunehmend aggressives Freund-Feind-Denken. Feinde muss man nicht 
überzeugen, man darf sie bekämpfen – mit Worten, aber auch mit Taten. 
Fake News und gezielte Desinformation werden zum gefährlichen 
Sprengstoff für unsere Demokratie. Die Bruchlinien verlaufen entlang 
religiöser Zugehörigkeiten, zwischen „Deutschen“ und „Migranten“ so-
wie zwischen „denen da oben“ und dem unterprivilegierten Rest.
 
Das Deutschland der Gegenwart leidet an einer bipolaren Störung – 
müde und kraftlos auf der einen, wütend und aufgeheizt auf der ande-
ren Seite. Und da soll man sich keine Sorgen machen? Lassen Sie es 
mich frei heraus sagen: Wenn es uns nicht gelingt, unseren Wohlstand 
zu bewahren und unseren inneren Frieden zu schützen, drohen Nieder-
gang und Gewalt.

Nicht jeder teilt diese skeptische Sicht auf die Lage des Landes. 
Manch einem ist sie zu pessimistisch oder gar „alarmistisch“. Stellver-
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tretend für diese Stimmen möchte ich hier den Journalisten Joachim 
Käppner zu Wort kommen lassen, der in der Süddeutschen Zeitung vom 
21. /22. September 2024 in einem mit „Beruhigt euch!“ übertitelten 
Kommentar schrieb: „Keine Frage, der Wirtschaftsstandort ächzt be-
denklich, die Migrationspolitik bedarf einer festeren Hand, die rechten 
Rattenfänger finden Zulauf mit verlogenen Heilsversprechen. Die Infra-
struktur ist vielerorts verrottet, die Bundeswehr nicht schnell genug 
verteidigungsfähig, die Bürokratie überbordend und, natürlich, die 
Bahn immer zu spät. Das ist alles gar nicht zu bestreiten, und dennoch: 
Die meisten Staaten dieser Welt würden ihre Probleme gern mit unse-
ren tauschen. Deutschland ist noch immer das wirtschaftsstärkste Land 
Europas, es verfügt vom Parlament bis zum Bundesverfassungsgericht 
über stabile Grundpfeiler, und es wird auch auf die rechtsextremis-
tischen Bedrohungen Antworten finden, wie sie eine wehrhafte Demo-
kratie kennt. Es besitzt eine funktionierende Justiz, einen ausgeprägten 
Sozialstaat, leidet vergleichsweise wenig unter Korruption. Die Gewalt-
kriminalität ist trotz der grauenhaften Morde von Mannheim und Solin-
gen faktisch weit geringer als die Boulevardmedien schreien, die Ar-
beitslosigkeit ist niedrig. Das Dauergeplärr über Staatsversagen aber 
wirkt, als stünde das Land vor dem Untergang. Staatsversagen herrscht 
in Pjöngjang, Kabul oder Damaskus – aber gewiss nicht in Berlin.“

Wollen wir uns wirklich damit zufriedengeben, dass es anderswo 
noch schlechter ist? Ist ein Platz im Mittelfeld der Lebenszufrieden-
heit das, was wir für unser Land erstreben? Glauben wir wirklich, dem 
Abstieg und seinen Folgen mit Beruhigungsfloskeln begegnen zu kön-
nen? Ich wünsche mir mehr. Und denjenigen, die wie ich die Situation 
kritisch betrachten, geht es in der großen Mehrheit nicht anders. Wir 
sind keine Alarmisten, sondern besorgte und engagierte Bürger. Wir 
wünschen uns keine durchschnittliche, sondern eine gute Zukunft für 
uns, für unsere Kinder und für unser Land.



ZEIT ZU  
HANDELN
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Wir haben uns allzu bequem eingerichtet in unserer wiedervereinig-
ten kleinen Welt und vergessen, dass das, was wir als liebgewordene 
Normalität betrachten – Wohlstand, Demokratie, Freiheit und Frieden –, 
nichts ist, was uns zusteht, sondern immer wieder neu erarbeitet werden 
muss. Denn Geschichte bedeutet Wettbewerb und Veränderung. Man 
kann den schönen Augenblick nicht festhalten, auch wenn man es gern 
wollte. Das ist in der Politik nicht anders als in der Wirtschaft. Um die 
Situation, in der wir uns gerade befinden, besser einordnen zu können, 
sollten wir uns ein paar einfache historische Grundlagen ins Gedächt-
nis rufen.

Der Aufstieg und Niedergang von Kulturen, Staaten und Volkswirt-
schaften ist eine historische Normalität. Er hat mit geografischen 
Rahmenbedingungen zu tun, mit neuen Erfindungen und Entdeckun-
gen, mit dem Hunger nach Erfolg auf der einen und der Sattheit der 
Erfolgreichen auf der anderen Seite, mit ökonomischer Potenz und mili-
tärischer Power sowie mit der Fähigkeit, sich auf Veränderungen ein-
stellen zu können.

Demokratie und Freiheit sind kein Naturzustand. Die meiste Zeit der 
jüngeren Geschichte hat der Mensch unter der Herrschaft weltlicher 
und religiöser Despoten verbracht. Demokratie und Freiheit sind auch 
nicht irreversibel. Demokratien können durch Gewalt, aber auch durch 
demokratische Entscheidungen zu Fall gebracht werden. Eine Bestands-
garantie haben sie nur so lange, wie die Menschen in einer Demokratie 
leben wollen und bereit sind, diese zu verteidigen. Einen Anspruch auf 
sie haben wir nicht.

Auch Frieden ist alles andere als natürlich. Zwar will die große 
Mehrheit der Menschen in Frieden leben, schließlich zahlen sie ja 
auch den Preis des Krieges. Ihre (autoritären) Herrscher aber haben 
oft genug andere (territoriale oder ökonomische) Interessen – und ge-
nügend Mittel, ihre „Untertanen“ zum Krieg zu zwingen oder zu ver-
führen. So schwer es uns fällt, es anzuerkennen: Die lange Friedens-
periode, die in Europa auf den Zweiten Weltkrieg folgte, ist historisch 
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eine Ausnahme. Die meiste Zeit ihrer Geschichte haben die Menschen 
Kriege gegeneinander geführt, auch und gerade in unserem ach so zi-
vilisierten Europa.

Gleichzeitig geht die Entwicklung des Menschen zu immer größe-
ren Einheiten, weil diese mehr Macht und mehr Wohlstand verspre-
chen. Aus den frühen Stämmen wurden Häuptlingstümer, später 
Städte und Reiche und schließlich Nationen. Die Entwicklung zur je-
weils nächsten Stufe dauerte meist lange und war mit Unsicherheit, 
gewaltsamer Auseinandersetzung und einer Umwälzung der beste-
henden Führungs- und Machtstrukturen verbunden. Der Grund für 
die Aggression ist einleuchtend: Da Menschen sich originär nur ei-
nem kleinen Kreis unmittelbar verbundener Personen gegenüber ver-
antwortlich fühlen, bedarf die Schaffung größerer Einheiten der Er-
findung eines verbindenden Mythos, der sich nicht selten aus der 
Abgrenzung gegen „die anderen“ speist (man denke nur an die an-
gebliche Erbfeindschaft mit Frankreich). Häufig ringen dabei ver-
schiedene Welterklärungsmodelle um Vorherrschaft und Deutungsho-
heit. Je aggressiver sie dies tun, desto größer ist die Gefahr von Krieg 
und Gewalt.

Verzagen hilft nicht. Zwar sind Parallelen zu den 1920er- und 
1930er-Jahren nicht zu übersehen. Auch damals gab es multiple politi-
sche und wirtschaftliche Krisen, den Aufstieg rechtsnationaler Autokra-
ten, zunehmende Gewalt innerhalb und auch zwischen den Nationen 
und am Ende die bisher größte Katastrophe in der Geschichte der 
Menschheit – mit uns Deutschen als negativen Hauptdarstellern.

Geschichte wiederholt sich nicht einfach. Sie ist immer das Ergebnis 
spezifischer struktureller und personeller Konstellationen. Es hätte im-
mer auch einen anderen Ausgang nehmen können. Wirtschaftlicher 
Abstieg, autokratische Herrschaft und kriegerische Auseinanderset-
zung sind keine Zwangsläufigkeit. Sie fanden statt, weil die Kräfte, die 
sie hätten verhindern können, nicht stark genug waren. So war es vor 
hundert Jahren und so ist es auch jetzt.
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Deshalb müssen wir handeln. Nicht nur lamentieren oder verzagen.  
Jeder, dem unser Land, unser Wohlstand, unsere Freiheit und unser so-
zialer Friede am Herzen liegen, sollte sich engagieren. Wir dürfen das 
Feld nicht den Radikalen und Autoritären überlassen – egal, ob sie 
rechts oder links stehen. Und wir dürfen ausländischen Machthabern 
nicht erlauben, unsere Gesellschaft zu destabilisieren – egal, wo sie be-
heimatet sind.

Wir dürfen uns auch nicht damit begnügen, Ursache und Lösung all 
unserer Probleme unseren Politikern zuzuweisen. Demokratisch ge-
wählte Politiker wollen wiedergewählt werden. Nur wenigen gelingt der 
Sprung zum Staatsmann (oder zur Staatsfrau), der (oder die) vorangeht 
und die Richtung weist – und nur selten hat der Wähler es ihnen ge-
dankt. Der große Winston Churchill hat für Großbritannien den Welt-
krieg gewonnen, aber kaum war der Krieg vorbei, haben die Briten ihn 
abgewählt. Gerhard Schröder hat mit der mutigen Agenda 2010 eine 
ökonomische Revitalisierung des „kranken Mannes“ Europas ins Werk 
gesetzt, aber die Erfolge durfte erst Angela Merkel ernten. Der normale 
Politiker setzt um, was ihm von der Gesellschaft als mehrheitsfähig sig-
nalisiert wird.

Deshalb richte ich mich an die Eliten in unserem Land: Lasst uns ge-
meinsam die Zukunft unseres Landes gestalten. Lasst uns aufhören, 
Politiker-Bashing zu betreiben und auf jemanden zu warten, der die Din-
ge für uns in Ordnung bringt. Nicht nur die Politiker, auch wir haben in 
den zurückliegenden Jahrzehnten Fehler gemacht. Wir haben die Stabi-
lität der gesellschaftlichen Verhältnisse und den Wohlstandszuwachs 
durch Globalisierung und Wiedervereinigung genutzt, unser persön-
liches Wohlergehen zu maximieren. Für die „public affairs“, das öffent-
liche Interesse und das öffentliche Wohlergehen, haben sich die wenigs-
ten von uns interessiert. Dabei wäre das unsere Aufgabe gewesen. Denn 
mit dem Privileg der Zugehörigkeit zur Elite korrespondiert die Ver-
pflichtung, Verantwortung für die Allgemeinheit zu übernehmen.



EINE VISION FÜR  
DEUTSCHLANDS 
ZUKUNFT
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Was wir jetzt brauchen, ist eine Vision für Deutschlands Zukunft. 
Eine Vision, die die Menschen verbindet, sie begeistert und veranlasst, 
sich einzusetzen – nicht nur für die eigenen Interessen, sondern auch 
für die Gemeinschaft. Eine Vision, die so stark ist, dass die Menschen 
bereit sind, kurzfristig auch Opfer zu bringen. Wenn die Menschen in 
Deutschland heute zunehmend frustriert, ängstlich, wütend und von 
der Politik enttäuscht sind, dann liegt das auch daran, dass sie eine 
solche Vision vermissen.

Ich wünsche mir ein Deutschland, in dem die Menschen gern leben 
und auf das sie stolz sind.

Ein Land, das nicht verzagt und ängstlich in die Zukunft blickt, sondern 
mutig und mit dem Willen, etwas zu gestalten.

Ein Land, das der Zukunft zugewandt ist, jung im Kopf und innovativ.

Ein Land, das wohlhabend ist, aber seinen Wohlstand nicht nur nach 
den Logiken des „Mehr“ und „Immer-mehr“ definiert.

Ein Land, das dem Ideal des selbstständigen Menschen verpflichtet ist 
und möglichst viele Menschen in den Genuss dieser Freiheit bringt.

Ein Land mit einer starken Mittelschicht, dem Armut und übergroßer 
Wohlstand gleichermaßen fremd sind.

Ein Land, in dem die Ideale von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
weiter verwirklicht sind als je zuvor.

Ein Land mit einem überdurchschnittlichen Niveau in Bildung und Aus-
bildung, in dem die Chancen gleicher verteilt sind als heute und das all 
jenen Fürsorge gewährt, die dieser Fürsorge bedürfen.

Ein Land, mit einer modernen, wettbewerbsfähigen Wirtschaft und leis-
tungsfähigen Sozialsystemen.
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Ein Land, das nicht auf Kosten zukünftiger Generationen lebt und auch 
nicht zulasten einer intakten Umwelt.

Ein Land, das nachhaltig wirtschaftet und sich als ökologischer Vorrei-
ter versteht. Das Ökonomie, Ökologie und Soziales miteinander ver-
söhnt hat.

Ein Land mit lebenswerten Städten und Landgemeinden und einem ge-
ringen Gefälle zwischen den Regionen.

Eine starke Gemeinschaft, in der die Ideale der Gleichwertigkeit und 
der Gleichberechtigung verwirklicht sind, indem wir einander mit Res-
pekt begegnen und wissen, dass die Mitgliedschaft in einer schützen-
den Gemeinschaft aus Nehmen und Geben besteht.

Ein Land mit einer starken und verantwortungsbewussten Elite, die ver-
steht, dass, wer mehr hat und mehr kann, auch mehr für die Gemein-
schaft tun muss.

Ein Land, das weltoffen ist und offen für den Zuzug von Menschen 
von außerhalb. Das den Schutzbedürftigen weiterhin Asyl gewährt, 
aber weiß, dass wir nicht alle aufnehmen können, die gern hier leben 
möchten. Ein Land mit einer verantwortungsvollen Einwanderungs-
politik und der Fähigkeit, diejenigen zu integrieren, die sich integrie-
ren wollen.

Ein friedliebendes Land, das niemanden bedroht, aber jederzeit in der 
Lage ist, sich zu verteidigen.

Ein Land, in dem sich die Bürger sicher fühlen können vor Gewalt von 
außen und von innen.

Eine starke Demokratie und ein funktionierender Rechtsstaat.
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Ein verlässlicher Partner, ein starkes und verantwortungsvolles Mit-
glied der europäischen Staatengemeinschaft sowie ein Motor des euro-
päischen Einigungsprozesses.

Das wäre ein Deutschland, in dem ich gern leben würde. Sie nicht auch?



BAUSTEINE  
DES WANDELS
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Wenn wir wollen, dass diese Vision Wirklichkeit wird, müssen wir sie 
mit ganz konkreten Maßnahmen unterlegen. Beginnen möchte ich mit 
zwei Haltungen, die wir korrigieren müssen, wenn wir als demokrati-
sche Gemeinschaft überlebensfähig bleiben wollen. Die erste betrifft 
unser Demokratieverständnis, die zweite unser Menschen- und Ge-
meinschaftsverständnis.

DIE RICHTIGE BALANCE ZWISCHEN MEHRHEITSHERRSCHAFT 
UND MINDERHEITENSCHUTZ

Demokratie ist Mehrheitsherrschaft, nicht Mehrheitsdiktatur. Der 
Wille der Mehrheit ist zwar maßgeblich, aber diese Maßgeblichkeit 
wird gleich doppelt beschränkt: zeitlich durch die Pflicht, sich nach 
einer festgelegten Wahlperiode erneut dem Votum der Wähler zu stel-
len, und institutionell durch die Gewaltenteilung, ein wohl austarier-
tes System von „checks and balances“ zwischen Gesetzgebung, Ver-
waltung und Rechtsprechung. Wenn Autokraten durch demokratische 
Wahlen an die Macht kommen, besteht ihr erster Schritt zur „Macht-
ergreifung“ meist darin, die Spitzen der Verwaltung und die Gerichte 
„auf Linie zu bringen“.

Doch kaum weniger gefährlich als eine Mehrheitsdiktatur ist eine 
Minderheitenherrschaft. Sie bringt die Mehrheit auf – zunächst gegen 
die Eliten der Minderheit, die sich eine Herrschaft anmaßen, die ihnen 
nicht zusteht, und schließlich gegen die Demokratie selbst, die sich als 
nicht funktionstüchtig erweist. Die Herrschaft einer Minderheit ist 
dem Wesen der Demokratie fremd und es macht keinen Unterscheid, ob 
sich der elitäre Minderheitenstatus auf Zugehörigkeit zu einem Stand 
oder einem Geschlecht, einer „Rasse“ oder Religion, auf ökonomischer 
Potenz, Intelligenz oder moralischer Überlegenheit gründet.

Minderheiten, gleich welcher Art, gehören geschützt und man muss 
die Frage aufwerfen, ob wir dies in der Geschichte der Demokratie stets 
ausreichend getan haben. Frauen, Menschen anderer Hautfarbe und 
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Herkunft, anderen Glaubens und anderer Weltanschauung, Menschen 
mit anderer geschlechtlicher Orientierung und viele andere mehr wer-
den das zu Recht verneinen. Keine Frage: Auf diesem Feld ist auch heu-
te noch viel zu tun und wir dürfen nicht aufhören, besser zu werden. 
Umkehren dürfen wir das Verhältnis zwischen Mehrheit und Minder-
heit trotzdem nicht. Deshalb war es ein schlimmer Fehler, dass die Re-
gierungsparteien der Ampel-Regierung die Abstiegs- und Überfrem-
dungsängste einer breiten Mehrheit nicht ernstgenommen, sondern 
lieber Randinteressen bedient haben. Wer Gendersternchen zur Sys-
temfrage stilisiert, die Geschlechtszugehörigkeit von einem bloßen 
Willensakt abhängig macht und vormalige Leistungsträger pauschal als 
„alte weiße Männer“ diskreditiert, darf sich nicht wundern, wenn er 
eine traditionell denkende Mehrheit gegen sich aufbringt.

Wir machen es uns zu leicht, wenn wir die beängstigenden Zugewin-
ne an den radikalen Rändern einer angeblichen Verirrung der Wäh-
ler zuschreiben. Die meisten AfD-Wähler sind weder Verirrte noch Ra-
dikale, sondern ehemalige Mitte-Wähler, die sich von den Parteien der 
Mitte im Stich gelassen fühlen. Der Zulauf der Extremen ist keinem 
Volksversagen, sondern einem Politikerversagen geschuldet. Und es 
wird höchste Zeit, dass die Verantwortlichen sich dies eingestehen und 
ihr bisheriges Versagen korrigieren. Wer Mehrheiten in der Mitte ge-
winnen will, muss eine Politik für die Mehrheit in der Mitte machen.

MEHR „WIR“ UND WENIGER „ICH“

Die Befreiung des Menschen aus der Unterworfenheit unter welt-
liche und/oder religiöse Herrscher ist eine der bedeutenden zivili-
satorischen Errungenschaften der westlichen Moderne. Indem die 
Denker der Aufklärung die bestehenden autoritären Herrschaftssyste-
me delegitimierten und jedem Menschen das Recht zusprachen, nicht 
mehr bloß zu gehorchen, sondern sich seines eigenen Verstandes zu 
bedienen, schufen sie die geistige Grundlage für einen Epochenwechsel. 
Im Zusammenspiel mit der kapitalistischen Wirtschaftsordnung wur-
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den das individualistische Menschenbild und die Erschaffung einer da-
rauf basierenden Gesellschaftsordnung mit den Eckpfeilern Demokra-
tie und Rechtsstaat zum Turbo für die Entwicklung der westlichen Welt.

Doch wir haben es übertrieben mit der Individualisierung. „Jeder 
denkt nur an sich, nur ich denke an mich“, ist die ironische Kommentie-
rung einer gesellschaftlichen Grundhaltung, die die Erfüllung individu-
eller Bedürfnisse zur Leitmaxime erkoren hat und die anderen weniger 
als Mitglieder einer Gemeinschaft, denn als Konkurrenten um den Platz 
an der Sonne betrachtet. „Ich, alles, sofort“ lautet das Credo der Ich-
linge. Wohin das führt, lässt sich allerorten besichtigen – auf den Stra-
ßen, im Beruf und selbst bei der Freizeitgestaltung tobt der Kampf aller 
gegen alle. Wer wie ich mehr als sechs Jahrzehnte Leben erfahren hat, 
kann die Veränderung nicht übersehen. Älteren den Vortritt lassen, 
sich ohne Murren in eine Schlange einreihen – frühere Selbstverständ-
lichkeiten sind aus der Mode gekommen.

Auch im Verhältnis zur Gemeinschaft hat die Entwicklung zum Ich-
ling Spuren hinterlassen. Während staatliche Unterstützungen vom 
Bürgergeld bis zur Coronahilfe als Selbstverständlichkeiten betrachtet 
(und von besonders „schlauen“ Individuen nicht selten erschlichen) 
werden, gilt die Inanspruchnahme des Individuums für die Gemein-
schaft als hoheitlicher Übergriff in einen geschützten Entfaltungsraum. 
Kennedys moralischer Imperativ in dem Sinne: „Frage dich nicht nur, 
was dein Land für dich tun kann, sondern frage dich auch, was du für 
dein Land tun kannst“, wirkt aus heutiger Sicht wie ein hilfloses Auf-
bäumen gegen eine unheilvoll normative Kraft des Faktischen.

Für die Zukunft unseres Landes ist diese Entwicklung gefährlich. 
Denn der Mensch ist ein Gemeinschaftstier, als Individuum ist er nicht 
lebensfähig. Allein kann er sich nicht schützen, keine Schulen bauen 
und keine Krankenhäuser. Auf sich allein gestellt hätte er keine Armee, 
keine Polizei, keinen Rechtsschutz, keine Bildung, keine medizinische 
Versorgung, keine Infrastruktur und vieles andere, was uns Heutigen 
selbstverständlich erscheint, auch nicht. Unsere Errungenschaften, un-
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sere Erfolge und unser Fortschritt beruhen nicht nur auf glanzvollen 
Leistungen großartiger Individuen. Ohne eine sie ermöglichende Ge-
meinschaft sind sie nicht denkbar. Individuum und Gemeinschaft stehen 
in einem wechselseitigen Abhängigkeitsverhältnis. Nur im Schutzraum 
des „Wir“ kann sich das „Ich“ zu voller Blüte entfalten. Und nur starke 
„Ichs“ erzeugen ein starkes „Wir“. Je stärker eine Gemeinschaft ist, desto 
besser kann sich das Individuum entfalten. Und je mehr erfolgreiche In-
dividuen mit Gemeinschaftssinn eine Gemeinschaft hervorbringt, desto 
erfolgreicher kann die Gemeinschaft sein.

Nicht die Optimierung des einen zulasten des anderen bringt den 
Erfolg, sondern die richtige Balance zwischen beiden. Wenn wir eine 
starke Zukunftsvision für unser Land entwickeln wollen, müssen wir 
die verlorengegangene Balance zwischen Individuum und Gemein-
schaft wiederherstellen. Wir brauchen weniger „Ich“ und wieder mehr 
„Wir“.

Ausgangspunkt für konkrete Ableitungen ist die Goldene Regel, ein 
uraltes philosophisches Prinzip, das die Grundregel schlichter Mit-
menschlichkeit auf den Punkt bringt: Verhalte dich stets so, wie du 
willst, dass sich die anderen dir gegenüber verhalten. Übersetzt auf 
den täglichen Umgang der Individuen untereinander, führt sie zum Ge-
bot der Rücksichtnahme. Das, was ich mir von den anderen im Umgang 
mit mir wünsche, bestimmt auch mein Verhalten den anderen gegen-
über. Ein kleines Lächeln, statt griesgrämig aneinander vorbeizugehen, 
ein nettes Wort statt eines ausgestreckten Mittelfingers oder ein groß-
zügiger Verzicht auf ein bestehendes Vorrecht statt Gehupe und Ge-
drängel – wie viel angenehmer könnte unser Umgang miteinander sein, 
wenn wir auf das adrenalin- und testosterongesteuerte „Ich-Ich-Ich-
Gehabe“ verzichten und rücksichtsvoll miteinander umgehen würden. 
Und glauben Sie mir, es würde funktionieren. Denn die Art und Weise, 
wie Menschen miteinander umgehen, folgt einer simplen Regel: „Wie 
man in den Wald hineinruft, so schallt es heraus.“ So wie Aggression 
Gegenaggression erzeugt, wird Rücksichtnahme mit Rücksichtnahme 
erwidert. Vielleicht nicht immer, aber immer öfter. Wir müssen es nur 
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wollen – und zu einem zentralen Element unseres schulischen Bil-
dungskanons machen.

Im Verhältnis des Individuums zur Gemeinschaft ist die Botschaft 
der Goldenen Regel nicht minder einfach. Der Philosoph Immanuel 
Kant hat sie mit seiner Forderung: „Verhalte dich stets so, dass dein 
Handeln Maßstab eines allgemein gültigen Gesetzes sein könnte“, auf 
den Punkt gebracht. Eine Gemeinschaft, in der alle nur nehmen und 
jeder mehr herausbekommen will, als er einzahlt, ist nicht überlebens-
fähig. Ohne Gemeinsinn droht ihr der Konkurs – moralisch und öko-
nomisch.

Geben und Nehmen sind zwei Seiten derselben Medaille – oder: Wer 
Rechte haben will, der muss auch Pflichten akzeptieren. Der moderne 
Staat gewährt seinen Bürgern eine Vielzahl von Vorteilen und Leistun-
gen, von der äußeren und inneren Sicherheit über Bildung, Gesundheits-
vorsorge und Infrastruktur bis hin zu Altersvorsorge, Sozialleistungen 
und Subventionen. Ist es da nicht natürlich, wenn er im Gegenzug auch 
Gegenleistungen von ihnen verlangt? Der demokratisch verfasste Staat 
ist kein autoritärer Moloch und auch kein Wegelagerer. Der moderne 
Staat sind wir selbst – „Staat“ ist nur eine juristische Fiktion für „Wir 
alle“. Natürlich dürfen und müssen wir als Gemeinschaft darüber strei-
ten, wofür wir Geld ausgeben und wie viel, ebenso darüber, wie wir die 
Leistungen finanzieren und wer wie stark herangezogen wird. Das gehört 
zur Demokratie. Aber wir sollten nicht so tun, als ob es „der Staat“ sei, 
gegen den sich unsere Ansprüche und unsere Kritik richten. Es sind wir 
selbst, die Mitglieder des Solidarverbundes, den wir Deutschland nen-
nen. Werden wir von Staatskonsumenten wieder zu Staatsbürgern, von 
„Ichlingen“ zu verantwortungsvollen Mitgliedern einer Gemeinschaft. 
Wir müssen es nur wollen.

Die wahrscheinlich wichtigste Sozialpflicht gegenüber der Gemein-
schaft ist die Pflicht zur Steuerzahlung. Ohne sie kann der moderne 
Staat seine mannigfachen Leistungen nicht erbringen. Zugleich aber 
schmälert sie beim Bürger das „Netto“ vom „Brutto“ und ist deshalb 
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wenig beliebt. Um das zu ändern, sollten wir sie, insbesondere den Zu-
sammenhang zwischen staatlichen Leistungen und der Pflicht zu Steu-
erzahlung, zukünftig besser erklären und zu einem selbstverständ-
lichen Teil unseres Bildungskanons machen. Auch sollten wir intensiv 
darüber nachdenken, mit welchen Maßnahmen Steuerehrlichkeit beför-
dert werden kann. Helfen würde es vielleicht auch, wenn jährlich nicht 
nur eine Liste der reichsten Deutschen, sondern auch eine Liste der 
größten Steuerzahler veröffentlicht und mit vergleichbarer Anerken-
nung versehen würde. Was immer wir tun, entscheidend ist, dass alle 
verstehen: Steuerpflicht ist Bürgerpflicht – und Steuerhinterziehung 
kein Kavaliersdelikt.

Wehrpflicht und soziales Jahr sind ein weiteres wichtiges Thema. 
Wehrpflicht oder Ersatzdienst waren über viele Jahre eine Sozial-
pflicht, zumindest für junge Männer; 2011 wurden sie ausgesetzt. Im 
Gefolge der „Zeitenwende“ wird über eine Wiedereinführung der 
Wehrplicht diskutiert, nicht selten wird die Diskussion mit einem all-
gemeinen sozialen Jahr verbunden. Die Kontroverse und die dabei vor-
gebrachten Argumente verunsichern mich: Warum sollte man jungen 
Menschen, die in den ersten Lebensjahrzehnten mannigfache staatli-
che Leistungen (insbesondere eine kostenlose Schulbildung) erhalten 
haben, nicht zumuten können, Wehrdienst zu leisten und ihr Land zu 
verteidigen? Warum ist ein verpflichtendes soziales Jahr unzumutbar, 
ein „Gap Year“ aber selbstverständlicher Teil der eigenen Lebenspla-
nung? Warum glauben wir, die Infrastruktur und die nötige Organisa-
tion hierfür nicht bereitstellen zu können, wenn das 1956 bei der Ein-
führung der Wehrpflicht und 1960 bei der Einführung des zivilen 
Ersatzdienstes schon einmal gelungen ist? Sind wir heute so viel 
schwächer als damals? In einem funktionierenden Gemeinwesen soll-
te die Bereitschaft zum Wehrdienst oder zu einem sozialen Pflicht-
dienst selbstverständlich sein.

Damit dies gelingt, brauchen wir einen kulturellen Wandel zu mehr 
Gemeinsinn. Das Gefühl, einer Gemeinschaft anzugehören, die auf so-
zialer Unterstützung und Vertrauen beruht, kann glücklich machen. 
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Wer es nicht glaubt, sollte einen Blick in den jährlich erscheinenden 
Weltglücksbericht werfen. Wir Deutschen rangieren dort nur noch im 
Mittelfeld – mit absteigender Tendenz. Ganz vorn stehen die nordischen 
Länder: Finnland, Dänemark und auch Schweden. Und es ist nicht der 
materielle Wohlstand, der die Nordländer glücklicher macht. Vielmehr 
werden Vertrauen in Mitmenschen und Staat, ein ausgeprägter Gemein-
schaftssinn und Chancengleichheit von den Glücksforschern als wich-
tigste Ursachen ausgemacht. Ich wünsche mir, dass auch wir Deutschen 
den Gemeinsinn für uns entdecken und das gesellschaftliche Füreinan-
der in den Mittelpunkt unseres kulturellen Selbstverständnisses stel-
len. Als sozialer Kitt wirkt es nachgewiesen besser als die einseitige 
Ausrichtung auf Wohlstandsmehrung und die Abgrenzung gegen ex-
terne oder interne Feindbilder.

DIE WIRTSCHAFTLICHE GRUNDORDNUNG ERNEUERN

Gleichzeitig müssen wir unsere wirtschaftliche Grundordnung von 
Grund auf erneuern. Deutschland ist Mitglied im Club der Staaten mit 
einer kapitalistisch verfassten Wirtschaftsordnung. Allerdings hat das 
Land (bzw. die damalige Bundesrepublik Deutschland) nach dem Zweiten 
Weltkrieg eine eigene Spielart des Kapitalismus entwickelt. Die vom frü-
heren Wirtschaftsminister Ludwig Erhard verfolgte „soziale Marktwirt-
schaft“ wollte eine breite Verteilung des Wohlstands („Wohlstand für 
alle“) erreichen und machte eine Politik, die die wachstumsfördernden 
Kräfte des Marktes freisetzen sollte, bei der Verteilung der Erfolge aber 
nicht nur die Kapitalinhaber (Shareholder) begünstigen sollte, sondern 
einen fairen Ausgleich zwischen allen Stakeholdern suchte. Der so ent-
standene Rheinische Kapitalismus war wirtschaftlich und sozial erfolg-
reich und prägte die Bundesrepublik Deutschland für viele Jahrzehnte. 
Nicht wenige sahen in ihm einen vielversprechenden „dritten Weg“ zwi-
schen dem individualkapitalistischen Ansatz der Amerikaner und dem 
Kommunismus unter der Führung der Sowjetunion. „Wohlstand für alle“ 
ist besser als „Reichtum für wenige“ oder „Armut für alle“, lautete die 
selbstbewusste Bewertung der „rheinischen Kapitalisten“.
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Unter der Ägide der sozialen Marktwirtschaft erlebte die Bundesre-
publik Deutschland goldene Jahrzehnte. Starke Schlüsselindustrien, 
allen voran Automobil, Maschinenbau, Chemie und Pharmazie, ein star-
ker industrieller Mittelstand in Familienbesitz, ein konsensorientiertes 
Sozialklima im Verbund mit Leistungs- und Aufstiegswillen, eine groß-
zügige Absicherung gegen Krankheit und Alter, eine hoch angesehene 
schulische und berufliche Bildung, eine wachsende Mittelschicht und 
eine allmähliche Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen „Oben“ 
und „Unten“ brachten dem Land innere Stabilität und neue internatio-
nale Reputation.

Mit Beginn der Globalisierung setzte sich der Erfolgsweg zunächst 
ungehindert fort. Der „German Mittelstand“ reüssierte auf den neu-
en Märkten in Osteuropa und China, die Wiedervereinigung des ge-
teilten Landes wurde ökonomisch verkraftet, und mit dem Bruttoin-
landsprodukt wuchs auch das Selbstbewusstsein der Deutschen. Das 
„Sommermärchen 2006“ und der Weltmeistertitel der Fußballer 2014 
wirkten wie eine gelungene Illustration zu einer beispiellosen Erfolgs-
geschichte und die Überkanzlerin Angela Merkel (von vielen liebevoll 
„Mutti“ genannt) bemühte sich nach Kräften, im Angesicht sich häu-
fender internationaler Krisen nur ja keine Krisenstimmung aufkom-
men zu lassen. 

Dabei war die Erfolgsgeschichte des Landes während der Kanzler-
schaft von Angela Merkel längst an ihr Ende gekommen. Dafür gab 
es drei entscheidende Gründe.

1. Mit dem Wegfall des kommunistischen Systemrivalen war die 
Notwendigkeit eines dritten Wegs zwischen den beiden Systemen 
entfallen. Der Rheinische Kapitalismus und seine soziale Marktwirt-
schaft mussten sich in der neuen politischen Konstellation zwischen 
einem global agierenden entfesselten amerikanischen Finanzkapitalis-
mus und einem zunehmend selbstbewussten autoritären Staatskapita-
lismus chinesischer Prägung behaupten. Das ist bis heute nicht über-
zeugend gelungen.
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2. Die Finanzkrise 2008/2009 und die zu ihrer Bewältigung vorge-
nommenen Rettungsmaßnahmen haben die ökonomische Architek-
tur der kapitalistischen Welt nachhaltig verändert. Die zur Rettung 
großer Unternehmen und ganzer Volkswirtschaften ins System gepump-
ten Geldmengen wandelten sich binnen kürzester Zeit in anlagesuchen-
des Kapital, dem allerdings keine neuen Güter auch nur halbwegs ver-
gleichbaren Werts gegenüberstanden. Die dadurch verursachte Inflation 
bei Unternehmenswerten, Immobilien und anderen Sachwerten führte 
zu einer Verschiebung zwischen Arm und Reich in zuletzt nicht mehr für 
möglich gehaltenem Ausmaß. Wer Sachwerte und Kapital besaß, wurde 
ohne viel eigenes Zutun reicher; wer nur seine Arbeitskraft zu Markte 
tragen konnte, verlor relativ, nicht selten sogar absolut – ein Problem, das 
bis heute nicht korrigiert ist und für ein Land, das auf soziale Stabilität 
setzt, einen schweren Schlag bedeutet.

Die überwältigende Menge neuen Kapitals begünstigte die Entste-
hung einer riesigen Finanzindustrie, die mit intelligenten Produkten 
(allen voran Hedgefonds, Private Equity und Venture Fonds) und aus-
geklügelten Investitionsstrategien nach dem Vorbild der großen amerika-
nischen Endowments eine neue Ära des Kapitalismus einläutete. Finan-
zinvestments wurden zu einer Hochrenditeinvestition, die den Attrakti-
vitätsvergleich zum klassischen unternehmerischen Investment nicht 
länger scheuen musste.

Dieser Trend wurde noch durch zwei Entwicklungen verstärkt: Zum ei-
nen entwickelte sich die traditionelle Industriewirtschaft zur Digital-
wirtschaft weiter und verdrängte dabei industrielle Geschäftsmodelle. 
Zum anderen ergaben sich im Gefolge der großen geopolitischen Plat-
tenverschiebungen deutliche Deglobalisierungstendenzen.

Mit fatalen Folgen: Der Familienunternehmer, jahrzehntelang zentra-
ler Baustein der bundesdeutschen Kapitalismusarchitektur, wandelt 
sich zum Familieninvestor. Unternehmen werden verkauft, Vermögen 
– auch regional – diversifiziert, Family Offices und Vermögensholdings 
ersetzen immer häufiger die traditionellen Familienunternehmensstruk-
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turen. Für das einzelne Familienvermögen und seine Inhaber mag das in 
Anbetracht zunehmender Unsicherheiten und neuer Chancen richtig und 
notwendig sein, um die angestrebte „Enkelfähigkeit“ des Familienvermö-
gens zu sichern. Aus Sicht der deutschen Volkswirtschaft und Gesell-
schaft handelt es sich um einen beklagenswerten Verlust. Denn der deut-
sche Familienunternehmer der Nachkriegszeit war nie nur erfolgreicher 
Mehrer des familiären Vermögens, er war auch Arbeitgeber, Steuerzahler 
und ein wichtiges Element des sozialen Kitts, der unsere Gesellschaft zu-
sammenhält. Ein Investor kann diese Rolle nicht übernehmen.

3. Die politischen Führungen der Deutschen haben auf diese Groß-
herausforderung bislang keine überzeugende Antwort gefunden. 
Anstatt den Standort zu stärken, sein großartiges Wirtschaftsmodell zu 
verteidigen, mit mutigen Investitionen neuen Wohlstand zu schaffen 
und vorhersehbare Härten sozial abzufedern, haben die Merkel-Regie-
rungen und ihre Nachfolger das Land mit der Umstellung auf einen un-
differenzierten Sozialkonsum geistig träge und ökonomisch impotent 
gemacht. Wer jeder neuen Krise mit einem neuen Leistungsverspre-
chen aus den staatlichen Kassen begegnet, kauft sich kurzfristig Ruhe, 
aber keine Zukunft. Der stetige Anstieg des Anteils der Sozialausgaben 
an der Gesamtwirtschaftsleistung ist keine dauerhafte Lösung.

Das Land braucht eine Neuausrichtung der wirtschaftspolitischen 
Prioritäten, die unter dem Motto „Neuer Wohlstand für alle“ steht. 
Wir müssen uns verabschieden vom Konzept eines undifferenzierten 
und allzu freigiebigen Sozialkonsums und wieder neuen Wohlstand 
schaffen. Denn Wohlstand schafft nicht nur Zufriedenheit bei denen, 
die ihn genießen. Er ist auch die Grundlage dafür, dass das Gemeinwe-
sen genügend Einnahmen zur Erfüllung seiner vielfältigen Verpflich-
tungen generiert, ohne die Abgabenlast der Mitglieder ins Belastende 
zu steigern. Je höher der Wohlstand eines Landes ist, desto größer die 
Chance auf ein gutes Leben für alle.

Gleichzeitig sollten wir über unseren Begriff von Wohlstand nach-
denken. Allzu lange schon haben Ökonomen die Wohlstandsdiskussion 
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mit der von Simon Kuznets stammenden Figur des BIP (Bruttoinland-
sprodukt, das heißt Summe aller Waren und Dienstleistungen, die wäh-
rend eines Wirtschaftsjahres innerhalb der Landesgrenze einer Volks-
wirtschaft nach Abzug von Vorleistungen erwirtschaftet wurden) 
dominiert. Inzwischen verstehen immer mehr Menschen, dass das BIP 
den Wohlstand einer Volkswirtschaft allenfalls unvollkommen messen 
kann. Zu viele Faktoren, die für unser Wohlergehen von Bedeutung 
sind, werden im BIP nicht abgebildet. Eine gute (Aus-)Bildung, eine in-
takte Umwelt, sauberes Wasser, gesunde Wälder, ein selbstbestimmtes 
Leben, intakte Familien- und Sozialbindungen – all das macht unser 
Leben reicher (oder bei Fehlen ärmer), findet bei der Berechnung des 
BIP aber keinen Niederschlag. Im Gegenteil: Wenn ich mich entscheide, 
etwas weniger zu arbeiten, um meine kranken Eltern zu pflegen, sinkt 
das BIP; stelle ich jedoch eine Pflegekraft ein, steigt es. Es braucht nicht 
viel gesunden Menschenverstand, um zu erkennen, dass eine Kennzif-
fer, die Wohlstand ausschließlich in ökonomischem Mehr oder Weniger 
misst, nicht geeignet ist, menschliches Wohlergehen zu messen.

Der Wohlstand, den wir steigern wollen, umfasst alles, was für das 
Wohlergehen der Menschen wichtig ist. Die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft hat in diesem Wohlstandsbegriff ihren Platz, aber auch eine 
intakte Umwelt, eine funktionierende Gemeinschaft und die Möglich-
keiten des Einzelnen, selbstbestimmt und selbstverantwortlich leben zu 
können, gehören hier hin. Diesen Wohlstand wollen wir breit distribu-
ieren und gerecht verteilen. Dafür brauchen wir rasch eine neue Mess-
größe. Denn nur wenn wir etwas messen können, lässt sich feststellen, 
ob wir Fortschritte machen oder nicht – und entsprechend steuern und 
gegensteuern.

Beinahe noch wichtiger ist ein Wandel unseres kulturellen Grund-
verständnisses in Sachen Wohlstand: An die Stelle der Jagd nach 
„Mehr“ sollte die Logik des „Genug“ treten. Das Streben nach mehr 
materiellem Wohlstand hat uns reicher, aber nicht glücklicher ge-
macht. Im Gegenteil: Es hat uns zu gut funktionierenden Rädchen im 
Dienste des Systems degradiert, sozial vereinsamen lassen und nei-
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disch gemacht. Wie es auch anders gehen könnte, zeigt ein Blick auf 
die im Weltglücksbericht weit oben stehenden Finnen. Eine finnische 
Volksweisheit besagt: „Man muss nicht neidisch sein. Denn auch 
wenn ein anderer mehr hat oder mehr kann – mir fehlt trotzdem 
nichts.“ Der darauf basierende kulturelle Konsens lautet: „Wir sind 
zufrieden mit dem, was wir haben.“ Eine solche kulturelle Grundhal-
tung, die in Finnland schon in der Schule vermittelt wird, würde auch 
der Umwelt guttun. Wer „Mehr“ durch „Genug“ ersetzt, hat weit besse-
re Aussichten, mit der ökologischen Grenze unseres Planeten verant-
wortungsvoll umzugehen.

DIE MITTELSCHICHT STÄRKEN

Im Zentrum einer an diesen Maximen ausgerichteten neuen Wirt-
schaftspolitik muss die Mittelschicht stehen. Denn in der Mitte der 
Gesellschaft versammeln sich die Leistungsträger – Menschen, die in 
Form von Steuern, Abgaben, durch die Schaffung von Arbeitsplätzen 
oder durch gemeinnützige Tätigkeiten mehr in die Gemeinschaft „ein-
zahlen“ als sie von dieser herausverlangen. Je breiter und leistungsfä-
higer die Mittelschicht ist, desto leistungsfähiger sind Staat und Gesell-
schaft und desto breiter und stabiler ist der soziale Konsens in der 
Gemeinschaft. Auf dieser simplen Grundwahrheit beruht der Erfolg der 
alten Bundesrepublik.

Zuletzt ist die Mittelschicht gehörig unter Druck geraten. An den 
Rändern der Gesellschaft wächst die Zahl derer, die leistungslose Ein-
kommen beziehen – oben gut ausgestattete Erben, unten die Empfänger 
von Bürgergeld und anderen leistungslosen Sozialleistungen. Die Mit-
telschicht gerät durch die zwangslogisch steigende Steuer- und Abga-
benlast zunehmend unter Druck und fragt sich immer häufiger, ob es 
sich überhaupt noch lohnt, hart zu arbeiten.

Wer zur Mittelschicht gehört, steht heute eindeutig schlechter da 
als vor Jahrzehnten, und zwar zum einen wegen steigender Steuern 
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und Abgaben und zum anderen wegen höherer Aufwendungen für Mie-
te, den Erwerb von Immobilienbesitz und für sonstige Lebenshaltungs-
kosten. In den 1960er-Jahren hat die Mittelschicht in ihren Zwanzigern 
Autos und Häuser gekauft und Familien gegründet. Heute brauchen 
junge Paare in den Großstädten nicht selten zwei Einkommen, um eini-
germaßen zurechtzukommen. Wer nicht geerbt hat, kann sich ein Haus 
oder eine Wohnung in der Stadt immer seltener leisten. Das Aufstiegs-
versprechen ist gebrochen. Die Bezieher von leistungslosen Einkom-
men an den Rändern der Gesellschaft gewinnen, die Mittelschicht ver-
liert. Für die Gemeinschaft sind das keine guten Nachrichten.

Wer dem Land ökonomische und gesellschaftliche Stabilität sichern 
will, muss eine Politik für Mittelschicht und Mittelstand machen. 
Wir haben in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg ein Wirtschafts-
modell geschaffen, um das uns viele beneidet haben. Daran müssen wir 
anknüpfen. Wir brauchen eine Politik, die Deutschlands Rheinischen 
Kapitalismus und seine Idee von einer Verantwortungsgemeinschaft 
wiederbelebt – mit geeigneten Maßnahmen auf allen Spielfeldern der 
Politik.

DIE ZENTRALEN HANDLUNGSFELDER

Für die Schaffung von Wohlstand sind vier zentrale Handlungsfelder 
von besonderer Bedeutung: Bildung, Wirtschaft, Steuern und Soziales.

Bildung ist nicht nur die Grundlage von Freiheit und Selbstwirksamkeit, 
sondern auch eine wichtige Grundlage für Wohlstand. Je gebildeter ein 
Mensch ist, desto besser sind seine Chancen auf individuellen Wohl-
stand. Und je höher das Bildungsniveau eines Staates, desto besser sind 
seine Chancen auf Erfolg im Wettbewerb der Staaten. Gerade einem Land 
wie Deutschland, das seinen Wohlstand nicht aus der Nutzung von Natur-
schätzen schöpfen kann, muss an einem überdurchschnittlichen Bil-
dungs- und Ausbildungsniveau seiner Bevölkerung und dessen Umset-
zung in vermarktbare Produkte und Dienstleistungen gelegen sein.
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Die Wirtschaftspolitik schafft die Rahmenbedingungen und Spielre-
geln, nach denen die einzelnen Wirtschaftssubjekte innerhalb des Ge-
meinwesens agieren, konkurrieren und kooperieren. Und sie schafft die 
Grundlage dafür, wie erfolgreich die gesamte Volkswirtschaft im Wett-
bewerb mit anderen Volkswirtschaften bestehen kann. Gibt es aktive 
Unterstützung, Nichtstun oder gar Behinderung? Alle Spielarten sind 
möglich und haben Konsequenzen, wie etwa der amerikanische Inflati-
on Reduction Act oder die massive Subvention der chinesischen Auto-
bauer und Solarpanelhersteller zeigen.

Steuern und Abgaben dienen nicht nur der Einnahmeerzielung des 
Staates, sie haben auch eine wichtige ökonomische Lenkungsfunk-
tion. Eine als zu hoch empfundene Steuer- und Abgabenlast erdrosselt 
den Leistungswillen der Menschen und damit die Grundlage der 
Wohlstandserzeugung. Steuerliche Vergünstigungen oder Sonder-
steuern (etwa auf Tabak) schaffen Anreize für oder gegen bestimmte 
Aktivitäten. Das „Steuern mit Steuern“ ist eine hohe Kunst und eine 
wichtige Stellschraube zur Schaffung oder Vernichtung von Wohl-
stand.

Bleibt als letzte Stellschraube die Sozialpolitik. Das Bekenntnis zum 
Sozialstaatsprinzip gehört zu den Staatszielbestimmungen des Grund-
gesetzes, die soziale Marktwirtschaft zu den Erfolgspfeilern der jun-
gen Bundesrepublik. Daran sollte niemand rütteln. Aber sie rechtferti-
gen keinen hemmungslosen Ausbau sozialer Wohltaten. Denn soziale 
Leistungen – gleich ob Alters- oder Krankenversorgung, BAföG oder 
Bürgergeld – schaffen nicht nur einen (meist bescheidenen) Wohl-
stand bei den Empfängern, sondern sie entziehen auch Wohlstand bei 
denjenigen, die diese Leistungen mit ihren Steuern und Abgaben 
finanzieren müssen. Da Sozialleistungen zudem in Ausgabenkonkur-
renz mit anderen Verpflichtungen des Staates (zum Beispiel Verteidi-
gung, Infrastrukturmaßnahmen) stehen und eine Anreizfunktion für 
die Leistungsempfänger (Stichwort Bürgergeld) haben, sind ihre Aus-
wirkungen auf das Gesamtwohlstandsniveau einer Volkswirtschaft 
nicht zu unterschätzen.
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Auf allen vier Feldern haben wir uns in den vergangenen Jahrzehnten 
von den Grundlogiken des „Mehr Wohlstand für alle“ entfernt. Auf allen 
vier Feldern müssen wir nun gegensteuern.

NEUAUFSTELLUNG DER BILDUNGSPOLITIK

Viele Jahrzehnte wurde Deutschland für sein Bildungsniveau be-
wundert. Eine am Humboldt’schen Bildungsideal orientierte und auf 
die Bedürfnisse einer industrialisierten Welt im Nationenwettstreit aus-
gerichtete Bildungspolitik ermöglichte der „verspäteten“ Nation zu-
nächst das Aufholen und schließlich auf etlichen Feldern sogar das 
Überholen. Deutschlands Schulen und Hochschulen genossen internati-
onale Reputation, die deutsche Berufsausbildung setzte neue Maßstäbe. 
Mit greifbaren Erfolgen: Das Land avancierte zu einer der führenden 
Nationen bei Nobelpreisen, Patenten und industriellen Spitzenleistun-
gen, vor allem in den einstigen Schlüsselindustrien Automobil, Maschi-
nenbau, Chemie und Pharmazie. Ohne dies wäre der beispiellose Wie-
deraufbau nach dem verlorenen Weltkrieg nicht möglich gewesen.

Davon sind wir heute weit entfernt. Nicht nur Deutschlands Wirtschaft 
lahmt. Auch bei Bildung und Ausbildung ist das Land zurückgefallen. 
Beim internationalen Bildungsvergleich PISA landen Deutschlands Schü-
ler nur noch im Mittelfeld, der Abstand zu den asiatischen Spitzenreitern 
und den besten Nationen Europas vergrößert sich seit Jahren. Das Land 
hat so viele Abiturienten wie nie zuvor, aber ihr Bildungsniveau ist zu-
gleich so niedrig wie nie zuvor. Den Universitäten geht es nicht besser, in 
internationalen Rankings sind sie nur noch selten auf vorderen Plätzen zu 
finden. Deutschlands Top-Akademiker zieht es seit Jahren ins Ausland, 
bevorzugt in die USA, nach Großbritannien und zunehmend auch nach 
Asien. Immer weniger Nobelpreise, Patente und Spitzenleistungen in den 
maßgeblichen Schlüsseltechnologien sind die natürliche Folge.

Wenn wir neuen Wohlstand schaffen wollen, müssen wir mit einer 
Reform der Bildungspolitik anfangen. Die politisch gewollte Neuaus-
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richtung der Bildungspolitik von einem primär elitären zu einem ega-
litären Grundansatz war ein schlimmer Fehler. Ein erfolgreiches Land 
und eine gesunde Gesellschaft brauchen kein klassenkämpferisches 
„Entweder-oder“, es braucht beides. Es ist individuell positiv und sozial 
wünschenswert, das Bildungsniveau breiter Bevölkerungsschichten an-
zuheben. Aber dafür brauchen wir nicht mehr Menschen mit einem 
minderwertigeren Abitur, sondern mehr Menschen mit einer substan-
ziell besseren (Aus-)Bildung, die ihnen hilft, ihr Leben selbstständig 
meistern zu können. Die permanente Absenkung des Anforderungs-
niveaus von der Mathematik bis zum Sport, die unzureichende „Inte-
gration“ von Schülern, die der Landessprache nicht mächtig sind, in den 
normalen Unterrichtsablauf, die Abwertung des Lehrerberufs und die 
zunehmende Geringschätzung nicht akademischer Ausbildungswege 
haben den jungen Menschen und dem Land nicht gutgetan. Hier braucht 
es eine konsequente Neuausrichtung, die dem Grundsatz „Fördern und 
Fordern“ und der Differenzierung nach Fähigkeiten Rechnung trägt. 
Lust auf Leistung, Freude an Wettbewerb und Kooperation, Erziehung 
zu Disziplin und Selbstdisziplin, Vermittlung all der Fähigkeiten, die es 
braucht, um unter den Bedingungen es 21. Jahrhunderts ein selbststän-
diger Mensch und ein wertvolles Mitglied einer Gemeinschaft sein zu 
können – das ist es, was die Bildung den jungen Menschen vermitteln 
muss. Später kommt dann das Erlernen notwendiger berufsbezogener 
Fertigkeiten dazu.

Unsere Schulen benötigen dringend ein neues Curriculum. Zu den 
wichtigen Kerninhalten müssen eine Anleitung zum Selbstmanage-
ment ebenso gehören wie Spielregeln für den Umgang mit anderen 
sowie die Vorzüge und Verantwortlichkeiten, die sich aus der Mit-
gliedschaft in einer Gemeinschaft ergeben. Auch eine Einführung in 
die Funktionsweisen unserer Wirtschaft und eine Anleitung zum er-
folgreichen Umgang mit Einkommen, Vermögen und Schulden sind 
für ein eigenverantwortliches Leben unerlässlich. Schließlich sollten 
die jungen Menschen in die Lage versetzt werden, die wichtigsten 
Rahmenbedingungen der Welt zu verstehen, in der sie leben. Ein 
Grundverständnis der Auswirkungen von Digitalisierung und Künst-



53

licher Intelligenz (KI), der Vorzüge und Gefahren sozialer Netzwerke, 
die Kenntnis geopolitischer Veränderungen und ein Verständnis ih-
rer Konsequenzen sowie eine positive Einstellung zu unserem Land 
und zu Europa – all das sollten junge Menschen entwickelt haben, 
bevor wir sie ins Leben entlassen. Wo ist der neue Humboldt, der die-
ses Bildungsideal konzipieren könnte?

Gleichzeitig brauchen wir eine ambitionierte Elitenförderung. 
Deutschland braucht kluge Köpfe und ein Umfeld, das sie im Land hält. 
Wir brauchen Top-Ingenieure, Informatiker, Bio- und Gentechnologen, 
Mediziner, Betriebswirte, Juristen und andere Menschen, die Spitzen-
leistungen erbringen und Verantwortung übernehmen können und wol-
len, wenn wir im Wettbewerb der Nationen bestehen wollen. Das Wort 
„Elite“ muss aus der Schmuddelecke des Unsozialen herausgeholt wer-
den. Wer Spitzenleistung will, braucht Eliten und muss sie entspre-
chend gut behandeln.

Zugleich ist es nicht nur ein Gebot der Chancengleichheit, sondern 
auch der politischen Klugheit, dass diese Eliten weit stärker als 
heute aus allen Schichten der Bevölkerung kommen. Eine gezielte 
Förderung von Begabten, deren Eltern sich die kostspielige Elitenaus-
bildung nicht leisten können, darf kein Hexenwerk sein. Ich wünsche 
mir eine Bildungselite, die aus allen Schichten der Bevölkerung kommt 
und aus aller Herren Länder. Deutschland muss wieder ein Lieblingsort 
der Denker und Wissenschaftler werden, bei den Lehrenden ebenso wie 
bei den Lernenden.

Wir müssen massiv in die Infrastruktur für Bildung investieren. Un-
sere Schulen und Hochschulen müssen die Kathedralen unserer Städte 
und Gemeinden sein, unsere Lehrer und Hochschullehrer bestens aus-
gebildete, hoch geachtete und gut bezahlte Mitglieder unseres Gemein-
wesens. Orte und Menschen, auf die wir zu Recht stolz sind. Orte, an 
denen technologische, naturwissenschaftliche und geisteswissenschaft-
liche Innovationen kreiert werden und an denen den zukünftigen Mit-
gliedern der Elite beigebracht wird, was es heißt, nicht nur Privilegien 
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zu genießen, sondern auch Verantwortung für die Gemeinschaft zu 
übernehmen. Wäre das nicht eine großartige Vision? Und wer sagt uns, 
dass sie nicht wahr werden kann, wenn wir es wollen.

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE NEUAUSRICHTUNG

Die Zeiten, in denen in Deutschland eine auf Wohlstandsmehrung 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik betrieben wurde, sind lange vor-
bei. In den als „Plisch und Plum“ im Gedächtnis gebliebenen Ministern 
Karl Schiller und Franz Josef Strauß sowie in den SPD-Kanzlern Helmut 
Schmidt und Gerhard Schröder mag der Vater der sozialen Marktwirt-
schaft, Ludwig Erhard, noch würdige Nachfolger gefunden haben. Doch 
spätestens unter Angela Merkel wurden die Zeichen auf „Sozialkonsum 
vor Wohlstandsmehrung“ gestellt. Die negativen Folgen dieses Paradig-
menwechsels blieben allzu lange unbemerkt, weil die Schlüsselindus-
trien für Deutschlands Wohlstand sowie der meist in Familienbesitz 
befindliche industrielle Mittelstand auf den neuen globalen Märkten 
große Erfolge feierten. Dabei wurde übersehen, dass Deutschlands Un-
ternehmen nicht wegen, sondern trotz der heimischen Wirtschaftspoli-
tik reüssierten. Mit der Coronakrise und dem Krieg in der Ukraine wur-
den Deutschlands Defizite dann offenkundig. Das Land hat die beiden 
Großkrisen schlechter gemeistert als seine Wettbewerber, auch weil die 
Ampel-Regierung unter Kanzler Olaf Scholz (SPD), Wirtschaftsminister 
Robert Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) und Finanzminister Christian 
Lindner (FDP) den Fehlern der Vorgänger neue hinzufügte. Das unnö-
tige Abschalten der letzten Atommeiler und das völlig verunglückte 
Heizungsgesetz seien hier Pars pro Toto genannt.

Das Deutschland der 2020er-Jahre klagt über fehlendes Wachstum, 
steigende Staatsdefizite, wachsende Abflüsse von Kapital und Investiti-
onen ins Ausland, nicht wettbewerbsfähige Energiepreise, eine über-
bordende und ineffiziente Bürokratie, eine marode Infrastruktur sowie 
das nahezu vollständige Fehlen einer Industriepolitik. Das Land braucht 
einen wirtschaftspolitischen Paradigmenwechsel und ein visionäres 
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Programm, das unter dem simplen Motto steht: „Mehr Wohlstand lässt 
sich leichter verteilen als schrumpfender.“ Um dies zu erreichen, wün-
sche ich mir ein wirtschaftspolitisches Grundsatzprogramm mit fol-
genden Schwerpunkten:

1. Deutschland braucht endlich eine Industriepolitik, die diesen 
Namen verdient. Schlüsselindustrien, die den Wohlstand der Zu-
kunft versprechen, müssen vom Staat massiv unterstützt werden. 
Grüne Technologien sollten für ein Land, das sich selbst als ökologi-
schen Vorreiter und Land der Ingenieure sieht, ein ebenso sinnvolles 
wie erfolgversprechendes Betätigungsfeld sein. Auch Bio- und Gen-
technologie in allen ihren Anwendungen von der Medizin bis zur Er-
nährung sind nicht nur wichtige Zukunftsmärkte, sondern fußen in 
Deutschland auch auf einer großen Tradition pharmazeutischer, biolo-
gischer und chemischer Forschung und Industrie. Es war gewiss kein 
Zufall, dass es ein deutsches Unternehmen war, das den ersten mRNA-
Impfstoff gegen das Coronavirus auf den Markt gebracht hat. Aber 
auch KI dürfen wir nicht vergessen; sie wird unsere Welt stärker ver-
ändern als alles andere. Gewiss, der Vorsprung der Amerikaner und 
Chinesen ist beträchtlich. Aber hier nicht mitzuspielen und von ande-
ren abhängig zu sein, wäre fatal.

Entsprechende Forschungsvorhaben und deren Übertragung in die 
Praxis müssen massiv gefördert und finanzielle Mittel für die unter-
nehmerische Umsetzung bereitgestellt werden. Dabei sollten wir 
uns überlegen, ob dies immer nur in Form von Zuschüssen und Kredi-
ten geschehen muss. Mir wären echte unternehmerische Beteiligungen 
(ohne unternehmerischen Einfluss) weitaus lieber, weil sie die Gemein-
schaft nicht nur am Aufwand, sondern auch unmittelbar am Ertrag be-
teiligen würden. Misserfolge sozialisieren und Erfolge privatisieren ist 
kein gutes politisches Leitmotiv. Über einen „Deutschland-Fonds“ könn-
te der Wohlstand der Bevölkerung gleich doppelt gesteigert werden.

Um eine solche Zukunftsausrichtung umsetzen zu können, benötigen 
wir einen doppelten Mentalitätswandel. Den ersten möchte ich sehr 
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plastisch formulieren: Wenn es uns nicht gelingt, den Deutschen die 
Angst vor der Zukunft zu nehmen, werden die Deutschen keine gute Zu-
kunft haben. Dann findet die Zukunft woanders statt. Diesem Mentali-
tätswandel den Boden zu bereiten, ist eine Aufgabe der politischen Füh-
rung und reicht über die Wirtschaftspolitik weit hinaus. Der zweite 
Mentalitätswandel betrifft die Wirtschaftspolitik selbst. Wer, wie das 
Wirtschaftsministerium unter Robert Habeck, nach der Maxime handelt: 
„Es ist uns egal, woher die Wärmepumpen kommen, Hauptsache, die Leu-
te haben Wärmepumpen im Haus“, handelt zwar im Interesse einer sau-
beren Umwelt, der heimischen Wirtschaft aber erweist er einen Bären-
dienst. Ein guter Wirtschafts- und Umweltminister handelt nach dem 
Leitmotiv: „Ich will, dass die Leute Wärmepumpen haben, die aus deut-
scher Produktion stammen, und dass wir in Deutschland viel mehr 
Wärmepumpen produzieren, als wir hierzulande verbauen können.“

Zu guter Letzt brauchen wir einen wirksamen Schutz gegen unfai-
ren Wettbewerb von außen. Es nützt nichts, eine vielversprechende 
Industrie zu unterstützen, aber zuzulassen, dass diese durch massive 
Exportsubventionen oder andere unfaire Praktiken ausländischer Kon-
kurrenten ins Hintertreffen gerät. Das Schicksal der deutschen Solar-
energiebranche, die zunächst durch Subventionen für Endverbraucher 
massiv gestützt wurde, dann aber von staatlich subventionierten chine-
sischen Anbietern aus dem Markt gedrängt wurde, ist ein warnendes 
Beispiel dafür, wie man es nicht machen sollte. Ähnliches droht uns 
nun bei der E-Mobilität. Hier darf sich der politische Stockfehler aus 
den 1990er-Jahren nicht wiederholen. Das muss er auch nicht. Denn so 
klar wie die Diagnose ist auch der Therapieansatz: Deutschland sollte 
nicht (nur) die Verbraucher subventionieren, sondern (auch) die Unter-
nehmen durch Subventionen in die Lage versetzen, gewollte Technolo-
gien und Produkte zu niedrigen und konkurrenzfähigen Preisen anzu-
bieten. Und auch Einfuhrzölle zur Abwehr unfairer Subventionen dür-
fen kein Tabu sein. Wir müssen uns dem Wettbewerb stellen, aber wenn 
wir unsere Unternehmen nicht vor unfairem Wettbewerb schützen kön-
nen, haben wir verloren. Dass all dies nur auf europäischer Ebene sinn-
voll und machbar ist, versteht sich.
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2. Wir brauchen ein überzeugendes Programm für den ökologischen 
Umbau unserer Wirtschaft. Dieses Programm muss umfassend sein. 
Es muss die privaten Haushalte ebenso erfassen wie die Unternehmen, 
die Bauwirtschaft ebenso wie das produzierende Gewerbe, die großen 
Städte ebenso wie den ländlichen Raum. Und es muss ambitioniert sein; 
wir brauchen nichts weniger als einen „Marshallplan für den ökologi-
schen Umbau unserer Wirtschaft und Gesellschaft“. Wir brauchen neue 
grüne Technologien und eine grüne Industrie, grüne Mobilität und 
grünes Wohnen. Wir müssen Neues schaffen und Altes umrüsten. Und 
wir haben nicht ewig Zeit dafür.

Aber wir dürfen das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Wenn 
wir beim notwendigen Umbau die Leistungsfähigkeit unserer Men-
schen und Unternehmen überstrapazieren, wird die Zukunft nicht 
grün, sondern grau. Ohne massive staatliche Unterstützung der Wirt-
schaft und der Menschen wird es nicht gehen, zumindest nicht schnell 
genug. Der ökologische Umbau ist für Deutschland eine großartige 
Chance. Er kann unser Land lebenswerter und unsere Wirtschaft leis-
tungsfähiger machen. Ökologie ist ein Megatrend der Zukunft, den wir 
nicht verschlafen dürfen.

Um unser Land zukunftsfest zu machen, müssen wir die richtige 
Balance herstellen zwischen Kurzfristig und Langfristig, zwischen den 
Belangen der Wirtschaft, den Bedürfnissen der Menschen und den 
Zielsetzungen eines nachhaltigen ökologischen Wirtschaftens. Dafür 
braucht es Feingefühl und ein gemeinsames Vorwärtsgehen Hand in 
Hand; ideologische Scheuklappen und das autoritäre Durchpeitschen 
von Zielen mithilfe von Geboten, Verboten und Sanktionen sind der fal-
sche Weg. Stimulierende Anreize wirken besser als Belehrung und ob-
rigkeitsstaatliches Handeln.

3. Preiswerte und sichere Energie ist ein Muss für jeden Wirt-
schaftsstandort. Dass die Regierungen unter Angela Merkel und Olaf 
Scholz gegen diese einfache Wahrheit verstoßen haben, kommt das 
Land jetzt teuer zu stehen. Die Ächtung der Kernenergie und die Abhän-
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gigkeit von russischem Erdgas waren Fehler, die rasch korrigiert 
werden müssen. Wer grüne und preiswerte Energie will, darf nicht be-
stimmte umweltfreundliche Energien ausblenden, nur weil der Grün-
dungsmythos einer Regierungspartei in der Antiatomkraftbewegung 
wurzelt. Es sollte uns zu denken geben, dass wir mit unserer Antiatom-
krafthaltung ziemlich isoliert dastehen und selbst Japan, dessen Fuku-
shima-Katastrophe den Anlass für den deutschen Atommausstieg ge-
geben hat, inzwischen wieder verstärkt auf Atomkraft setzt. Ist es bei 
einer fairen Betrachtung aller ökologischen Aspekte wirklich umwelt-
freundlich, das Land mit Windrädern und Solarenergiefeldern zuzubau-
en, nur um auf Atomenergie verzichten zu können? Es ist an der Zeit, 
dass wir unsere ideologischen Scheuklappen ablegen und aufhören, in 
Entweder-oder-Kategorien zu denken.

Deutschland braucht eine Energiewende hin zu einem ökologisch 
und ökonomisch sinnvollen Energiemix. Das bedeutet nichts anderes, 
als dass wir alle verfügbaren Energiequellen immer wieder aufs Neue 
daraufhin überprüfen, inwieweit sie preiswert, sicher und insgesamt 
ökologisch empfehlenswert sind – und unseren Energiemix anschlie-
ßend Schritt für Schritt dem jeweils ermittelten Optimum annähern.

4. Der beklagenswerte Zustand unserer Infrastruktur muss schnellst-
möglich beseitigt werden. Ein erfolgreiches Gemeinwesen braucht 
funktionierende Straßen, Brücken, Eisenbahnen, Flugverbindungen und 
eine digitale Infrastruktur auf Spitzenniveau. Denn hiervon profitieren 
Unternehmen und Bürger gleichermaßen. Für die einen ist es ein Wettbe-
werbsfaktor, für die anderen ein Element der Lebensqualität. Deshalb 
müssen wir Schluss machen mit der jahrzehntelangen Vernachlässigung 
unserer Infrastruktur zugunsten des Sozialkonsums.

Deutschland braucht dringend eine große Infrastrukturoffensive, 
die das Land innerhalb von zehn Jahren wieder in die Spitzengruppe 
der europäischen Staaten bringt. Wir haben das nach dem Zweiten 
Weltkrieg geschafft und nach der Wiedervereinigung auch im Osten des 
Landes. Warum sollten wir diesmal nicht in der Lage sein, die politi-
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schen Leitentscheidungen entsprechend zu treffen? Mittel- und lang-
fristig mehrt eine funktionierende Infrastruktur die Wettbewerbsfähig-
keit des Landes, seinen Wohlstand und die verteilungsfähige Masse. 
Aber auch kurzfristig gibt es positive Aspekte. Ein großes Infrastruk-
turprogramm ist immer auch ein Konjunkturprogramm mit positiven 
Auswirkungen auf Arbeitsmarkt und Steuereinnahmen.

5. Deutschland erstickt an seiner Bürokratie; das Land kommt einem 
vor, wie der gefesselte Gulliver – ein wehrloser Kraftprotz. Ich kenne 
kaum noch Bürger und Unternehmer, die nicht unter der Last der vielen 
Vorschriften und der Dauer der Verfahren leiden; selbst Ex-Bundes-
justizminister Marco Buschmann warnte unlängst vor einem „Bürokra-
tie-Burn-out“. Die Folgen sind fatal. Vorhaben werden zu teuer, sie dau-
ern zu lange, immer häufiger unterbleiben sie ganz. Eine überbordende 
Bürokratie lähmt Initiative und kostet Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
Konkurrenten aus Ländern, die weniger bürokratisch agieren.

Deshalb braucht Deutschland einen antibürokratischen Befreiungs-
schlag: weniger Vorschriften, schnellere Verfahren und kunden-
orientiert handelnde Bürokraten. Initiativen wie der Nationale Nor-
menkontrollrat oder das Bürokratieentlastungsgesetz 2024 sind nicht 
ausreichend. Dass Donald Trump den Unternehmer Elon Musk mit 
einem radikalen Bürokratieabbau in den USA beauftragt hat, muss uns 
wachrütteln. Der Bürokratieabbau darf nicht in homöopathischen Do-
sen erfolgen. Konkret schlage ich vor, für jeden mit Bürokratie konfron-
tierten Lebensbereich nationale Normenkontrollräte einzurichten, die 
binnen kurz gesetzter Frist alle bürokratischen Vorschriften auf ihre 
Notwendigkeit hin überprüfen. Dabei sollte der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz angewendet werden: Wo Geeignetheit, Erforderlichkeit und 
Angemessenheit bei der Folgenabwägung nicht nachgewiesen werden 
können, muss die Vorschrift entfallen oder auf ein geeignetes, erforder-
liches und angemessenes Maß zurückgestutzt werden. Darüber hinaus 
sollten für jedes bürokratische Verfahren Höchstdauern festgelegt wer-
den, die sich am jeweils besten EU-Mitgliedsland orientieren. Wird ein 
Verfahren nicht innerhalb dieser Zeit beschieden, gilt es als im Sinne 
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des Bürgers entschieden. So kann man Rechtsstaatlichkeit und Ge-
schwindigkeit gleichzeitig sicherstellen.

6. Wir brauchen ausreichendes und qualifiziertes Personal für unsere 
Unternehmen. Eine bessere Bildung und Ausbildung, eine kluge Einwan-
derungspolitik, Anpassungen im Steuerrecht und bei den Sozialleistun-
gen wurden oder werden an anderer Stelle erläutert, gehören aber auch 
hier zumindest kurz erwähnt. Auf zwei weitere Maßnahmen möchte ich 
an dieser Stelle explizit eingehen.

Wenn wir wollen, dass möglichst viele der besten Köpfe des Landes 
für den Wohlstand unseres Landes arbeiten, dann müssen wir end-
lich die Gleichstellung von Mann und Frau in der Arbeitswelt vollen-
den. Längst ist nachgewiesen, dass Frauen nicht schlechter qualifiziert 
für berufliche Spitzenleistungen sind als Männer; die Statistiken aus 
dem Schul- und Hochschulbereich sprechen eine eindeutige Sprache. 
Wir wissen auch, dass gemischte Führungsteams besonders gut in der 
Lage sind, mit den komplexen Herausforderungen unserer Zeit umzu-
gehen und wirtschaftliche Erfolge zu erzielen. Aber noch immer werden 
die weitaus meisten Spitzenpositionen in der Wirtschaft von Männern 
besetzt. Eine zukunftsorientierte Wirtschaftspolitik muss Anreize set-
zen, dies zu ändern.

Und wenn wir wollen, dass Paare in Deutschland mehr Kinder bekom-
men, dann müssen wir Rahmenbedingungen schaffen, die beiden 
Partnern erlauben, zu arbeiten und Kinder großzuziehen. Andere Län-
der sind da weiter als wir. Wir sollten von ihnen lernen.

7. Eine Wirtschaftspolitik, die sich am Ideal der Wohlstandsmehrung 
für alle ausrichtet, muss den Selbstständigen in den Mittelpunkt stel-
len. Menschen, die für sich selbst sorgen und ihr Leben ohne staatliche 
Unterstützung gestalten können, die anderen Arbeit geben und dem Staat 
Steuern zahlen, sind die Idealfigur einer auf Wohlstand für alle ausgerich-
teten Gemeinschaft. Wer die aktuelle Wirtschafts- und Sozialpolitik erle-
ben und erleiden muss, merkt davon wenig. Er fühlt sich eher an ein Zitat 
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des ehemaligen britischen Premierministers Winston Churchill erinnert: 
„Manche halten den Unternehmer für einen räudigen Wolf, den man tot-
schlagen müsse; andere meinen, er sei eine Kuh, die man ununterbrochen 
melken könne; nur wenige sehen in ihm ein Pferd, das den Karren zieht.“ 
Deshalb wünsche ich mir einen radikalen Politikwechsel hin zu einer (um 
im Bild Churchills zu bleiben) „pferdefreundlichen“ Politik.

Wer Wohlstand für alle will, muss die selbstständige Existenz för-
dern, wo immer es geht. Das Schaffen von Arbeitsplätzen und das Be-
zahlen von Steuern als selbstständiger Unternehmer muss attraktiv 
sein – so attraktiv, dass die Zahl der Selbstständigen in Deutschland, 
die Zahl der von ihnen geschaffenen Arbeitsplätze und der Betrag der 
von ihnen gezahlten Steuern von Jahr zu Jahr steigen. Wenn wir das 
erreichen, sinken die Ausgaben für Sozialleistungen von ganz allein. 
Denn Selbstständige kosten nicht, sie zahlen ein. Und die bei ihnen be-
schäftigten Arbeitnehmer ebenso.

Ich wünsche mir eine Kommission, die in kürzester Frist alle denk-
baren Möglichkeiten zur Attraktivitätssteigerung von Selbstständigkeit 
(von der Steuervergünstigung über die Bürokratieentlastung bis zur 
Selbstständigen-Rente) eruiert und ein Gesetz zur Förderung der 
Selbstständigkeit in Deutschland auf den Weg bringt.

8. Zu guter Letzt wünsche ich mir eine Wirtschaftspolitik, die nach 
der Maxime „Im Zweifel für den Markt“ handelt. Wir Deutschen sind 
traditionell Marktskeptiker. Wir vertrauen den ordnenden Kräften des 
Staates mehr als den Mechanismen des Marktes. Das ist schade. Denn 
der Markt ist nun einmal das effizienteste Instrument zur Steuerung 
eines optimalen Austauschs von Waren und Dienstleistungen und ein 
wichtiger Faktor bei der Schaffung von Wohlstand. Dies verkannt zu 
haben, war ein verhängnisvoller Fehler der Kommunisten. Mit den be-
kannten Folgen. Märkte sind nicht vollkommen. Wie alles von Men-
schen Erschaffene haben sie Fehler und Schwächen. Vor allem der 
Missbrauch von Macht durch Stärkere wird von den Selbstregulierungs-
kräften des Marktes nicht verhindert. Aber wegen dieser Gefahr muss 
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man dieses großartige Instrument doch nicht generell verdammen und 
durch ein weniger effizientes ersetzen. Besser ist es, Spielregeln für den 
Markt aufzustellen, die unfaire Verhaltensweisen und Machtmiss-
brauch verhindern, und ihre Verletzung zu sanktionieren.

EINE GROSSE STEUERREFORM

Eine grundsätzliche wirtschaftspolitische Neuausrichtung muss auch 
das Steuerrecht in den Blick nehmen. Denn Steuern sind nicht nur die 
wichtigste Einnahmequelle des Staates, sie haben auch eine Lenkungs-
funktion für das wirtschaftliche Handeln von Bürgern und Unternehmen. 
Ob Steuervorteile für den Kauf von Elektromobilen oder Wärmepumpen 
versprochen oder Pendlerpauschalen gewährt werden, eine Zusammen-
veranlagung von Ehepaaren erlaubt wird, Kapitalerträge niedriger besteu-
ert werden als Einkünfte aus selbstständiger und nicht selbstständiger 
Arbeit oder betriebliches Vermögen bei der Erbschaftssteuer gegenüber 
privatem Vermögen begünstigt wird, all das ist nicht nur für die Einnah-
mebilanz des Staates von Bedeutung. Es soll das Verhalten der Menschen 
und Unternehmen in eine politisch gewollte Richtung lenken und tut das 
auch. Denn der Anreiz, Steuern zu sparen, wirkt auf die meisten von uns 
unwiderstehlich. Die Absicht, mithilfe von Besteuerung Verhalten zu len-
ken, ist legitim. Sie darf nur nicht dazu führen, dass die Steuerbürger ihr 
Verhalten weniger am ökonomisch Sinnvollen als an der Steueroptimie-
rung ausrichten. Und genau an dieser Stelle haben wir ein Problem.

Deutschland hat nicht nur die schlimmste Bürokratie, sondern auch 
das komplizierteste Steuerrecht der Welt. Mit fatalen Folgen für un-
sere Wirtschaft, den Staat selbst und den Zusammenhalt der Gesell-
schaft. Ich möchte dies an einem besonders signifikanten Beispiel, der 
Erbschaftssteuer, verdeutlichen. Formal besteuert Deutschland den 
Übergang großer Vermögen hoch. So hoch, dass es nicht nur das Ge-
rechtigkeitsgefühl der wenig begüterten Mehrheit befriedigt, sondern 
auch einen Abwehrreflex der Besteuerten aktiviert, sich dieser von ih-
nen als ungerecht empfundenen Besteuerung zu entziehen. Da der Ge-
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setzgeber auf Druck der Lobbyverbände sicherstellen wollte, dass die 
hohe Besteuerung nicht zu einer Beeinträchtigung unternehmerischer 
Tätigkeit führt, hat er ein kompliziertes Regelwerk geschaffen, das viele 
Ausnahmetatbestände und fast ebenso viele Schlupflöcher enthält; ein 
großartiges Arbeitsbeschaffungsprogramm für die steuergestaltenden 
Berufe mit extrem negativen Folgen. Deutschlands Unternehmer schu-
fen und schaffen zuhauf Gestaltungen, die nicht von der Primärmotiva-
tion getrieben sind, Geld zu verdienen und Wert zu schaffen, sondern 
vor allem dazu dienen, Steuern zu sparen. Nur beispielhaft nenne ich 
hier die Stichworte Cash-GmbH, Wohnungsgesellschaften und vermö-
genslose Familienstiftung. Der Ideenreichtum erstklassiger Steuer-
gestalter ist unerschöpflich und der Kampf zwischen ihnen und dem 
um Schließung der Schlupflöcher bemühten Staat gleicht leider allzu oft 
dem berühmten Wettlauf zwischen Hase und Igel.

Das deutsche Steuerrecht ist eine volkswirtschaftliche Katastrophe 
und ein Anschlag auf das Gerechtigkeitsgefühl der Menschen. Es 
schwächt die Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft, dass viele 
unserer besten Köpfe ihre Anstrengungen nicht primär darauf verwen-
den, Wertschöpfung zu betreiben, sondern deren Abschöpfung durch 
die Gemeinschaft verhindern wollen. Aber nicht nur das: In den alljähr-
lich veröffentlichten Erhebungen des Statistischen Bundesamtes lässt 
sich nachlesen, dass Deutschlands Milliardäre nahezu gar keine Erb-
schafts- und Schenkungssteuern bezahlen. Wie viele Einnahmen ent-
gehen der Gemeinschaft an dieser Stelle? Und welche Wirkungen hat es 
auf das Gerechtigkeitsgefühl der Solidargemeinschaft, wenn die Bürger 
realisieren, dass nicht nur „die da unten“, sondern auch „die da oben“ 
sich nicht oder unterproportional an der Finanzierung der gemein-
schaftlichen Lasten beteiligen? Was bedeutet es für den Leistungswillen 
unserer Mittelschicht, wenn sie nicht nur unter immer größeren Belas-
tungen ächzt, sondern auch das Gefühl bekommt, praktisch im Allein-
gang die Wohltaten der staatlichen Politik zu finanzieren?

Wir haben ein massives Akzeptanzproblem bei Steuern und Abga-
ben. Und längst nicht immer bleibt es bei legaler Steuervermeidung. 



64

Der Schaden durch Schwarzarbeit und andere Arten der Steuerhinter-
ziehung beträgt mehrere Hundert Milliarden Euro pro Jahr; rund 11 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes werden „im Schatten“ erwirtschaftet. 
Genug Geld, um den Staatshaushalt des Landes zu sanieren. Wer mehr 
Wohlstand für alle schaffen will, muss alles tun, um die legale und illegale 
Vermeidung von Steuern und Abgaben auf ein unvermeidliches Maß zu 
reduzieren. Das gelingt nur mit einem einfachen und als fair empfunde-
nen Steuerrecht.

Deutschland braucht dringend eine große Steuerreform. Was die 
Kanzlerkandidatin Merkel und ihr Berater, der Tübinger Rechtsprofes-
sor Paul Kirchhof, vor der Wahl 2011 begonnen, nach einer beinahe 
noch verlorenen Wahl aber nicht mehr umgesetzt haben, müssen wir 
jetzt zu Ende führen. Die zentralen Eckpunkte möchte ich nachfolgend 
kurz skizzieren:

1. Das Einkommenssteuerrecht muss radikal vereinfacht werden. 
Die „Steuererklärung auf einer DIN A4-Seite“ bleibt das anzustrebende 
Ziel.
 
2. Die „schleichende Progression“ muss abgeschafft werden. Sie ist 
eine permanente automatische Steuererhöhung und führt zu Spitzen-
steuersätzen in der Mittelschicht. Das ist unfair und leistungsfeindlich. 
Der Spitzensteuersatz muss neu festgelegt und die Progression jährlich 
an die Inflation angepasst werden.

3. Die Privilegierung von Kapitalerträgen gegenüber Arbeitsein-
künften wird rückgängig gemacht. Sie benachteiligt die Erwerbs-
grundlage der arbeitenden Mittelschicht und verschärft bestehende 
Ungleichheiten zwischen Menschen mit und ohne Kapital. Das ist 
unfair und beeinträchtigt den Leistungswillen derjenigen, die arbei-
ten wollen und müssen.

4. Ich würde sogar noch einen Schritt weiter gehen und einen starken 
Anreiz für alle setzen, die Arbeit für andere schaffen. Dies könnte durch 
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eine Teilanrechnung von Arbeitsentgelten oder Sozialabgaben auf die Ein-
kommenssteuer und eine dadurch bedingte Absenkung des Steuersatzes 
geschehen.

5. An die Stelle der rechtsformabhängigen Besteuerung tritt eine 
einheitliche Unternehmensbesteuerung. Kapitalgesellschaften und 
Personengesellschaften werden in Zukunft gleich besteuert.

6. Das umstrittene Ehegattensplitting wird zu einem Familiensplit-
ting ausgebaut. Zukünftig sollten alle Paare, die in einer rechtlich doku-
mentieren Partnerschaft miteinander leben, und mit ihnen im gemein-
samen Haushalt lebende Kinder zusammen veranlagt werden können. 
Jedes Kind wird als halbe Person gerechnet, die Zahl der zusammenver-
anlagten Kinder ist auf zwei begrenzt. Ein solches Familiensplitting 
gleicht die wirtschaftlichen Nachteile aus, die mit Kindern verbunden 
sind; es ist ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit und ein Anreiz, Kinder 
zu bekommen.

7. Auch die Erbschaftssteuer muss radikal vereinfacht werden. Sie 
ist ein wichtiger Baustein zur Erfüllung der Sozialstaatsforderung und 
der Herstellung von Chancengerechtigkeit. Denn die Erbschaftssteuer 
schöpft leistungslos erworbenes Einkommen und Vermögen ab und re-
duziert damit die Ungleichheit. Aber genau hier versagt sie heute.

An die Stelle der unterschiedlichen Besteuerung nach Vermögens-
klassen sollte eine gleichmäßige Besteuerung aller Vermögenswerte 
treten, die an den Verkehrswert des übertragenen Vermögenswertes an-
knüpft. Ob die Erbschaftssteuer auf den so ermittelten Wert als Flat Tax 
oder progressiv ausgestaltet werden soll, ist unter dem Aspekt der Steuer-
gerechtigkeit auszudiskutieren.

Dem legitimen Aspekt der Schonung von Unternehmen kann durch 
großzügige Stundungsregeln und andere Instrumente Rechnung ge-
tragen werden. Niemand kann ernsthaft behaupten, dass jährliche 
Zahlungen von ein oder zwei Prozent des Unternehmenswertes seine 
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Existenz bedrohen. Daneben sollten Familienstiftungen, mit denen sich 
die Familie quasi selbst enteignet, und eine neue Rechtsform von Unter-
nehmen im Verantwortungseigentum steuerlich begünstigt werden. Sie 
verschonen das Unternehmen, ohne Erben unangemessen zu begünsti-
gen. Zu guter Letzt könnte auch hier der bereits erwähnte „Deutsch-
land-Fonds“ ins Spiel gebracht werden. Ich würde es begrüßen, wenn 
Erben, die die Beteiligung zu einem gewissen Teil auf den Fonds über-
tragen (ohne diesem dabei unternehmerische Mitsprache einzuräu-
men), sich dadurch dauerhaft von jeglicher Erbschaftssteuer auf das 
Unternehmen freikaufen könnten. Eine solche Lösung wäre eine echte 
Win-win-win-Situation: Das Unternehmen bliebe von jeglichem Subs-
tanzverlust verschont, die unternehmerische Handlungsfreiheit würde 
ungeschmälert bleiben und die Gemeinschaft würde dauerhaft von den 
Erträgen und der Wertentwicklung der unternehmerischen Tätigkeit 
profitieren.

8. Die Hinterziehung von Steuern und Abgaben wird effektiver be-
kämpft und härter bestraft als bisher. Mit dieser Forderung wird end-
lich ein Grundgebot der Gerechtigkeit und der Gleichbehandlung ver-
wirklicht. Es geht nicht an, dass der Ehrliche dauerhaft der Dumme ist 
und mehr Steuern bezahlt, als er müsste, wenn auch die anderen ehr-
lich wären. Mit der Schaffung eines einfachen und fairen Steuersystems 
würde dem häufig angeführten Argument, man betreibe doch nur „Not-
wehr“ gegen staatliche Übergriffigkeit und Ungerechtigkeit, der Boden 
entzogen. Dann ist Steuerhinterziehung ganz sicher kein Kavaliersde-
likt mehr. Im Gegenteil: Wer Steuern oder Abgaben hinterzieht, schä-
digt die Gemeinschaft und verhält sich asozial. Das muss geahndet wer-
den. Härtere Strafen für Steuerdelikte, umfassendere und häufigere 
Prüfungen sowie eine schlagkräftige „Finanzpolizei“ sollten es möglich 
machen, der Schattenwirtschaft und dem Volkssport Steuervermeidung 
in Deutschland den Boden zu entziehen. Mit dem so gewonnenen Geld 
ließe sich vieles bewirken – Steuersenkungen eingeschlossen. 

Aber machen wir uns nichts vor: Der Weg zu den vorgeschlagenen Ra-
dikalreformen wird steinig sein. Der Widerstand von Lobbyisten und 
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Steuerberaterzunft ist sicher. Aber lohnen würde er sich – zumindest 
für alle anderen.

SOZIALPOLITISCHER PARADIGMENWECHSEL

Auch in der Sozialpolitik braucht das Land einen Paradigmenwech-
sel. Deutschland hat eine soziale Marktwirtschaft und ist von Verfas-
sung wegen dem Sozialstaatsprinzip verpflichtet. Die schöne Trias aus 
„Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ ist das Leitmotiv unseres Han-
delns und soll es bleiben. Aber es erfordert eine gut austarierte Balance 
zwischen den drei Elementen – und die ist in Deutschland nicht mehr 
vorhanden. Wir haben die zweithöchste Belastung mit Steuern und Ab-
gaben weltweit, der Bereich Arbeit und Soziales ist der größte Posten im 
deutschen Bundeshaushalt und der Anteil der Sozialausgaben an der 
Wirtschaftsleistung wächst. Drei von zehn Euro, die die Menschen in 
Deutschland erwirtschaften, gibt der deutsche Staat inzwischen für So-
ziales aus, lediglich sieben Euro bleiben für alles andere – von Verteidi-
gung über innere Sicherheit bis Infrastruktur. Da kann es nicht verwun-
dern, dass den Deutschen die Leistungsmotivation abhandengekommen 
ist. Denn wer will noch hart arbeiten, wenn der Staat immer großzügi-
ger leistungslose Einkommen verteilt?

Wir brauchen eine große Sozialreform. Auch hierfür möchte ich einige 
wesentliche Eckpunkte skizzieren:

1. Wir brauchen eine Reform der Sozialversicherung, die diesen Na-
men verdient. Der Zustand der deutschen Sozialversicherungen ist 
desolat. Die vorhersehbare Verschiebung der Relation zwischen Einzah-
lern und Leistungsempfängern führt zu höheren Beiträgen und schlech-
teren Leistungen. In der Rentenversicherung ist das Problem mittler-
weile so groß, dass alljährlich über 100 Milliarden Euro aus Steuermitteln 
zugeschossen werden müssen – Geld, das zwangsläufig anderswo fehlt. 
Hier hilft kein Herumdoktern an Symptomen mehr. Es braucht einen 
Modellwechsel.
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Eine große Sozialreform sollte alle Einkommensbezieher sowohl in 
die Beitragspflicht als auch in das Leistungsbeziehungsrecht der 
Sozialversicherungen einbeziehen. Denn die Versicherung gegen die 
wichtigsten Lebensrisiken – Krankheit, Erwerbslosigkeit, Pflegebedürf-
tigkeit und Armut im Alter – ist keine Frage, die nur die Arbeitnehmer 
betrifft und sie sollte auch nicht nur von ihnen (und ihren Arbeitge-
bern) bezahlt werden. Dabei garantieren die Leistungen der Solidarge-
meinschaft lediglich eine angemessene Grundversorgung – mehr ist 
nicht zu stemmen, wenn die verpflichtende Beitragslast ebenfalls ange-
messen sein soll.

Wer mehr will, darf freiwillig aufstocken. Für Arbeitnehmer kann das 
wie bisher durch Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und durch 
freiwillige Sozialleistungen im Arbeitsvertrag (zum Beispiel betrieb-
liche Altersversorgung) geschehen, im Übrigen und für alle anderen 
durch private oder berufsständische Versicherungen. Diese Zusatzver-
sicherungen sollten (soweit möglich) den Zins- und Zinseszinseffekt 
nutzen und an den Entwicklungen des Kapitalmarktes teilhaben. Die 
amerikanischen Pensionskassen können hier als Vorbild dienen.

2. Das Bürgergeld in seiner derzeitigen Ausgestaltung ist eine schlim-
me politische Fehlleistung und muss grundlegend korrigiert werden. 
Es tut einer Gesellschaft nicht gut, wenn leistungslos erworbene Einkom-
men annähernd so hoch (bei Aufstockung durch Schwarzarbeit sogar 
noch höher) sind wie Einkommen, für die man bis zu 40 Stunden in der 
Woche arbeiten muss. Deshalb braucht es einen angemessenen Abstand 
zwischen dem Bürgergeld und einem Einkommen, das sich mit Arbeit 
zum Mindestlohn erreichen lässt. Im Klartext bedeutet das: Das Bürger-
geld muss abgesenkt werden und sollte in seiner Entwicklung an die des 
Mindestlohns gekoppelt werden. Das wäre nur fair und gerecht.

Zusätzlich sollten wir den Bezug von Bürgergeld mit einer Arbeits-
pflicht verknüpfen. Dafür gibt es gleich mehrere gute Gründe. Arbeit 
dient nicht nur dem Erwerb, sie stärkt auch die Selbstachtung und die 
soziale Teilhabe. Deshalb ist es richtig, zudem wäre es nur fair, den Be-
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zug von Geld aus der Kasse der Solidargemeinschaft mit einer Arbeits-
leistung zugunsten der Solidargemeinschaft zu verbinden. Auch der 
Arbeitsmarkt würde davon profitieren. In Deutschland sind Arbeits-
kräfte knapp, viele Unternehmen suchen händeringend Mitarbeiter. 
Wenn der Bürgergeldbezug mit einer Arbeitspflicht verbunden wäre, 
würde sich das rasch ändern. Und dann gibt es noch die vielen Tätigkei-
ten, die heute keiner macht, weil dem Staat das Geld, die Leute oder 
beides fehlen. Ungepflegte Grünanlagen, verschmutzte oder kaputte öf-
fentliche Einrichtungen, verschmierte Fassaden – man muss nur mit 
offenen Augen durch unsere Städte und Gemeinden gehen, um zu se-
hen, wie viel schöner und besser vieles bei uns sein könnte, wenn sich 
endlich einer darum kümmern würde. Wie sinnvoll wäre es da, wenn 
diejenigen, die das Geld bekommen, das an anderer Stelle fehlt, auch 
die Arbeit leisten würden, die fehlt.

Mit der Arbeitspflicht für Bürgergeldempfänger würde die Bundes-
agentur für Arbeit zu einer echten „Arbeitsagentur“ aufgewertet. 
Menschen, die Bürgergeld beantragen, würden von der Agentur entwe-
der in eine freie Stellung auf dem Arbeitsmarkt oder in eine staatlich 
organisierte Arbeit vermittelt. Da die Arbeit im ersten Fall mindestens 
mit dem Mindestlohn, im zweiten nur mit dem geringeren Bürgergeld 
entlohnt würde, würde sich die Zahl der Bürgergeldempfänger wahr-
scheinlich in kurzer Zeit auf die wirklichen Bedürftigen reduzieren. 
Eine echte Win-win-Situation sozusagen.

3. Eine gute Sozialpolitik sollte einen Beitrag zur Chancengleich-
heit leisten und denjenigen, die durch ihre Herkunft benachteiligt 
sind, die gleichen Möglichkeiten zur Gestaltung von Lebenschan-
cen bieten. Auch hier liegt in Deutschland vieles im Argen. Hilfreiche 
Initiativen sind viel zu selten und allzu oft nur privat finanziert und 
organisiert.

Ich wünsche mir ein kraftvolles staatliches Förderprogramm für 
hoffnungsvolle Talente aus Familien mit nicht ausreichender Kraft 
zur Eigenförderung. Wenn wir diese Talente finanziell und ideell 
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(durch Coaching und Zugang zu Netzwerken) unterstützen, gewinnt un-
ser Land in mehrfacher Hinsicht.

4. Alle übrigen Sozialleistungen sollten künftig stärker daraufhin 
überprüft werden, ob ihre Empfänger einer staatlichen Unterstüt-
zung bedürfen. Es entspricht dem Leitbild des selbstständigen Men-
schen, wenn der, der für sich selbst sorgen kann, dies auch tut und auf 
staatliche Unterstützung verzichtet. Als Obergrenze für den Sozialleis-
tungsbezug könnten die Beitragsbemessungsgrenze der Sozialversiche-
rung oder der Spitzensteuersatz bei der Einkommenssteuer herangezo-
gen werden.

EINE VERANTWORTUNGSVOLLE EINWANDERUNGSPOLITIK

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt der politischen Neuausrich-
tung muss die Einwanderungspolitik sein. Der Status quo ist unbe-
friedigend. Er macht vielen Menschen Angst und ist ein Hauptgrund für 
den Zuwachs populistischer und nationalistischer Kräfte. Zur Angst vor 
wirtschaftlichem Abstieg kommt die Furcht vor Überfremdung. Machen 
wir uns nichts vor: Die Sorgen der Menschen sind nicht unbegründet.

Deutschlands aktuelle politische Antwort auf die Migration ist ein 
Desaster. Zusammengefasst muss man sagen: Es kommen zu viele, es 
kommen die falschen und es gehen zu wenige. Richtig ist: Deutschland 
kann die aus der ungünstigen Demografie resultierende Lücke auf dem 
Arbeitsmarkt nur durch Zuwanderung schließen. Das Land braucht 
leistungswillige und leistungsfähige Facharbeiter und Einzahler in die 
Sozialsysteme von außerhalb. Die kommen derzeit aber nicht, zumin-
dest nicht in ausreichendem Maße. Und diejenigen, die kommen, lan-
den weit überwiegend in unseren Sozialsystemen. Sie entlasten das 
schwächelnde Land nicht, sie belasten es zusätzlich. Fast jeder zweite 
Bürgergeldempfänger ist Ausländer. Und nicht nur das. Flüchtlinge fin-
den sich überdurchschnittlich oft in der Kriminalstatistik; vor allem bei 
Gewalttaten, Vergewaltigungen, Messerattacken und Attentaten sind 
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sie deutlich überrepräsentiert. Die Angst und die Wut in der Bevölke-
rung wachsen, auch weil die Politik das Problem viel zu lange totge-
schwiegen hat.

Für Leistungsträger ist Deutschland derzeit nicht attraktiv, sie be-
vorzugen die OECD-Staaten Neuseeland, Schweden, Schweiz, Austra-
lien und Norwegen. Zu bürokratisch und ausländerfeindlich, lautet das 
Urteil. Nicht gut für ein Land, das auf qualifizierten Zuzug von außen 
angewiesen ist, um sein Wohlstandsniveau zu halten.

Bei den Flüchtlingen sieht die Bilanz anders aus. Hier gilt Deutschland 
als außerordentlich attraktiv. Großzügige Sozialleistungen und ein ge-
ringer Integrationsdruck wirken als unwiderstehliche Pull-Faktoren: Kein 
Land innerhalb der EU lockt derzeit annähernd so viele Flüchtlinge an wie 
Deutschland. Im Vergleich mit dem ebenfalls reichen Dänemark beträgt 
das Verhältnis 1:10 (bezogen auf die Einwohnerzahl des Landes). Und 
keiner käme auf die Idee, die Dänen als unmenschlich oder herzlos zu 
verurteilen. Vielleicht ließe sich von unserem nördlichen Nachbarn etwas 
lernen, was den Umgang mit Flüchtlingen angeht.

Aber auch die, die unser Land eigentlich verlassen müssten, bleiben 
allzu oft hier. Von den unmittelbar Ausreisepflichtigen wurde im ersten 
Halbjahr 2024 gerade einmal jeder Fünfte abgeschoben. Die deutsche 
Asyl-Bürokratie arbeitet im Schneckentempo und Rückführungen funk-
tionieren nur in homöopathischen Dosen, weil Abkommen zur Rückfüh-
rung illegaler Flüchtlinge bislang nur mit Ländern bestehen, aus denen 
nur wenige Flüchtlinge kommen. So bleibt der Migrationsdruck hoch: Pro 
Abschiebung rückten im ersten Halbjahr 2024 17 Flüchtlinge nach.

Es ist nicht nur der Migrationsdruck, der die Menschen bedrängt. 
Auch misslungene Integration belastet die Gesellschaft. Das schöne 
Ideal einer multikulturellen Gesellschaft hat den Praxistest bisher nicht 
bestanden. Vor allem Menschen mit muslimischem Hintergrund ver-
weigern sich allzu oft der Integration in das westliche Kulturangebot 
und bilden Parallelgesellschaften. Wenn dann noch kriminelle Clans 
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und ein aggressiv vorgetragener Islamismus mit Extremforderungen 
bis hin zur Errichtung eines Kalifats auf deutschem Boden hinzukom-
men, nehmen die Ängste schnell überhand.

Wir brauchen einen Reset bei der Einwanderungspolitik, der einen 
angemessenen Ausgleich zwischen humanitären Verpflichtungen, 
nationalen Interessen und den Fähigkeiten und Bedürfnissen der 
vorhandenen Bevölkerung herstellt. Im Klartext heißt das: Menschen, 
die berechtigt Schutz begehren, müssen aufgenommen werden. Men-
schen, die wir brauchen, um unseren Wohlstand zu halten, müssen ak-
tiv angeworben werden. Alle, die im Land bleiben sollen, müssen erfolg-
reich integriert werden. Und diejenigen, die kein Recht auf Aufenthalt 
in Deutschland haben, müssen schnellstmöglich abgewiesen oder zu-
rückgeführt werden. Im Einzelnen:

1. Das Asylgrundrecht des Grundgesetzes darf nicht zur Disposition 
gestellt werden. Es ist das Resultat unserer eigenen schrecklichen Er-
fahrungen mit politischer Verfolgung im Dritten Reich und ein Stück po-
litische Wiedergutmachung. Es stellt auch kein Problem dar. Nur ein sehr 
geringer Teil der Flüchtlinge kommt als politisch Verfolgte ins Land.

2. Für alle anderen Flüchtlinge braucht es dringend eine europäi-
sche Lösung. Als einwohnerstärkste und größte Volkswirtschaft sollte 
Deutschland den dafür notwendigen Einigungsprozess entschlossen vo-
rantreiben. Die Flüchtlingsproblematik überfordert die einzelnen Staa-
ten und die derzeitigen nationalen Alleingänge gefährden das europäi-
sche Projekt. Nur gemeinsam haben wir die Chance, eine Lösung zu 
finden, die sowohl den Menschen in Europa als auch den Flüchtlingen 
gerecht wird. Das ist jede Anstrengung wert.

Eine einheitliche europäische Flüchtlingspolitik muss alle wichti-
gen Fragen umfassen:
• Wen wollen wir als Flüchtling in Europa anerkennen?
• Brauchen wir Obergrenzen?
• Wie und wo werden die Flüchtlinge in Empfang genommen?
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• Wie schnell wird über ihre Zulassung entschieden?
• Was geschieht mit Flüchtlingen, die kein Bleiberecht haben?
• Wie und nach welchen Regeln werden die anerkannten
   Flüchtlinge auf die europäischen Staaten verteilt?
• Wie sichern wir unsere Außengrenzen gegen illegale
   Grenzübertritte?
• Und wie sorgen wir dafür, dass „Schlepperdienste“ nicht länger
   ein attraktives Geschäftsmodell sind?

3. Solange es keine einheitliche Regelung für Flüchtlinge gibt, soll-
ten wir unseren nationalen Umgang mit Flüchtlingen so (neu) aus-
richten, wie wir uns ein europäisches Flüchtlingsrecht wünschen. 
Eine vernunftgesteuerte Neudefinition des Flüchtlingsstatus inklusive 
jährlicher (parlamentarisch festgesetzter) Obergrenzen ist ein wichtiger 
Baustein einer gleichermaßen humanitär wie sozial verantwortlichen 
Flüchtlingspolitik. Außerdem: Über die Anerkennung als Flüchtling 
muss zeitnah entschieden werden; Asylgerichte an den Grenzen müs-
sen in die Lage versetzt werden, innerhalb von wenigen Tagen eine ver-
bindliche Statusentscheidung zu treffen. Wer keinen rechtswirksamen 
Flüchtlingsstatus erhält, wird zurückgewiesen; wer anerkannt wird, 
wird unverzüglich integriert.

4. Für die herbeigesehnten ausländischen Leistungsträger müssen 
wir attraktiver werden. Wenn Sprache, Bürokratie und eine ausländer-
feindliche Grundhaltung als häufigste Gründe genannt werden, warum 
diese Menschen nicht zu uns kommen, dann muss es eine Priorität der 
Politik werden, diese Hemmnisse zu beseitigen. So schwer kann das 
doch nicht sein. Sprach- und Kulturprogramme, die Anerkennung von 
Englisch als offizielle Zweitsprache, eine vereinfachte Integration in 
den Arbeitsmarkt und eine kulturelle Offensive für mehr Ausländer-
freundlichkeit in der Bevölkerung wären wichtige Schritte. Auch Migra-
tionsbüros im Ausland oder im Internet, in denen man sich auf deut-
sche Stellenausschreibungen bewerben kann und bei Zusage sofort eine 
Einreisegenehmigung bekommt, wären zu überdenken. Und materielle 
Anreize wären bei ausländischen Fachkräften ganz sicher besser inves-
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tiert als Jobprämien für Langzeitarbeitslose, wie die alte Bundesregie-
rung sie unlängst vorgeschlagen hat.

5. Auch in puncto Integration müssen wir besser werden. Menschen 
von außerhalb sind eine Bereicherung für unsere Wirtschaft und un-
sere Kultur. Denken wir nur an „unseren Lieblingsitaliener“, an den 
ausländischen Star unseres Lieblingsvereins oder an Uğur Şahin und 
Özlem Türeci von BioNTech, die uns vor Corona gerettet haben. All die-
se Menschen bringen etwas mit, was unser Leben reicher macht, und 
haben sich zugleich gut in die Gemeinschaft integriert. Aber das gilt 
leider längst nicht für alle Menschen, die hier leben. Wir haben ein 
Problem mit der Integration und daran sind längst nicht immer nur die 
hinzukommenden Menschen schuld.

Gelungene Integration braucht ein Integrationsangebot ebenso wie 
den Integrationswillen. An beidem müssen wir arbeiten. Wir müssen 
Integrationsbereitschaft aktiv einfordern und ihr Fehlen sanktionieren. 
Und zugleich ein Integrationsangebot machen, dass es den Menschen 
leicht macht, die Sprache und Kultur ihres neuen Heimatlandes zu er-
lernen und lieben zu lernen. Da ist noch viel zu tun.

6. Zu guter Letzt brauchen wir ein Einwanderungsgesetz, das all die 
dargestellten Einzelbausteine in ein schlüssiges Gesamtkonzept gießt.

VERTEIDIGUNGSFÄHIGKEIT SICHERSTELLEN

Die Sicherung der Verteidigungsfähigkeit ist deshalb eine der wich-
tigsten Aufgaben des Gemeinwesens. Denn der Schutz vor äußeren 
Feinden ist einer der zentralen Gründe, warum Menschen sich seit Ur-
zeiten zu Gemeinschaften zusammenschließen. Nur gemeinsam sind 
wir in der Lage, uns gegen Überfälle von außen zu wappnen und so viel 
Verteidigungskraft aufzubauen, dass sie einen Aggressor abhält oder 
zumindest abwehrt. Ich bin aus vollstem Herzen Pazifist. Ich wünsche 
mir ein Gemeinwesen, dass Krieg nicht als „Fortsetzung der Politik mit 
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anderen Mitteln“ (Clausewitz) begreift, niemanden überfällt und das im 
Wertekanon seiner Verfassung festgehalten hat. Aber ich wünsche mir 
zugleich ein Gemeinwesen, dass sich gegen Aggression von außen 
wirksam zu Wehr setzen kann, wenn es denn sein muss.

Friedfertigkeit allein sichert keinen Frieden. Wer Krieg will, stützt sich 
auf die Macht der Gewalt, nicht auf das Recht. Er will erobern, weil er das 
kann und weil er keine Gegenmacht sieht, die ihn daran hindern könnte. 
Einen Aggressor kann man nicht mit Friedfertigkeit beeindrucken, nur 
mit Stärke. Er muss die Niederlage fürchten, Friedensliebe beeindruckt 
ihn nicht. So ist es auf dem Schulhof und so ist es auch in der Politik. Die 
Geschichte der Überfälle Hitler-Deutschlands auf seine Nachbarn und 
Putins Einmarsch in die Ukraine belegen das nachdrücklich.

Solange es kein überstaatliches Gewaltmonopol gibt, ist ein „rea-
listischer Pazifismus“ immer die Kombination aus Aggressionsver-
zicht und Verteidigungsfähigkeit. Wir haben allzu lange darauf ver-
traut, die Erinnerung an die Gräuel der beiden Weltkriege und der 
amerikanische Schutzschild würden den Krieg für immer aus Europa 
fernhalten. Doch die Erinnerung verblasst und der Schutzschild be-
ginnt, brüchig zu werden. Das Russland des Wladimir Putin hat den 
Krieg nach Europa zurückgebracht, nicht nur mit dem völker- und 
menschenrechtswidrigen Eroberungskrieg in der Ukraine. Auch der 
Rest Europas ist längst Zielscheibe seiner hybriden Kriegsführung aus 
gezielter Desinformation und politischer Beeinflussung, aus Beste-
chung, Bedrohung und Spionage sowie Anschlägen auf zivile und mi-
litärische Infrastruktur und ihm gefährlich erscheinender Menschen. 
Noch ist die Kriegsschwelle für den Herrn im Kreml nicht erreicht, 
aber es gibt bislang wenig, vor dem Putin zurückschreckt, um das de-
mokratische Europa weiter zu destabilisieren und seine Verteidi-
gungsfähigkeit zu schwächen.

Deshalb muss Deutschland seine verlorene Verteidigungsfähigkeit 
zurückgewinnen – und zwar im Eiltempo. Dazu braucht es ein Bündel 
aus verschiedenen einander ergänzenden Maßnahmen:
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1. Deutschland muss unverzüglich alle seine Verpflichtungen aus 
dem NATO-Vertrag erfüllen. Das starke westliche Verteidigungsbünd-
nis war und ist unser wichtigster Friedensgarant, und es erfüllt mich 
mit Scham, dass wir über viele Jahre den Schutz zwar gern in Anspruch 
genommen, die damit verbundenen vertraglichen Verpflichtungen aber 
nicht erfüllt haben. Das ist keine redliche Politik.

2. Die Ausrüstung unserer Streitkräfte mit Menschen und Maschi-
nen muss zeitnah hochgefahren werden und ein Niveau erreichen, 
das der wirtschaftlichen Potenz unseres Landes entspricht und seine 
Verteidigungsfähigkeit sichert.

3. Dabei müssen wir uns auch auf die neuen Bedrohungen einstel-
len. Militärische Gefahr droht nicht mehr nur zu Lande, auf dem Wasser 
und aus der Luft. Zu moderner Kriegsführung gehören längst auch ato-
mare, biologische und chemische Kampfstoffe und neuerdings auch di-
gitale Bedrohungen durch KI-unterstütze Cyberattacken. Wir wollen 
uns nicht ausmalen, was passiert, wenn ein gefährliches Virus als bio-
logischer Kampfstoff in unsere Trinkwasserversorgung eingeschleust 
wird oder ein Cyberangriff unsere digitale Infrastruktur lahmlegt. Wir 
brauchen schnellstens eine Verteidigung, die solche Gefahren wirksam 
abwehren kann.

4. Die Wehrpflicht muss wieder eingeführt und die mit ihr verbunde-
ne Logistik reaktiviert werden. Was den getrennten deutschen Staaten 
Mitte der 1950er-Jahre binnen Kurzem möglich war, darf dem wieder-
vereinigten Deutschland 70 Jahre später nicht unmöglich sein. Orga-
nisatorisch nicht, logistisch nicht, wirtschaftlich nicht und auch ge-
sellschaftlich nicht. Die Pflicht, sein Land zu verteidigen, ist eine 
Bürgerpflicht. Wer den Schutz der Gemeinschaft will, muss auch bereit 
sein, zu ihrem Schutz beizutragen.

Anders als damals sollte die Wehrpflicht heute für beide Ge-
schlechter gelten. Die modernen Rollenbilder von Mann und Frau 
vertragen keine Ungleichbehandlungen mehr – auch nicht bei der 
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Wehrpflicht. Schweden, Norwegen und Israel haben damit gute Erfah-
rungen gemacht.

5. Der Beruf des Soldaten muss wieder ein geachteter Beruf wer-
den. Wir brauchen nicht nur Wehrpflichtige, sondern auch Männer und 
Frauen, die das Soldatsein zu ihrem Beruf machen. Einen Beruf aber, 
der schlecht bezahlt und schlecht angesehen ist, will niemand freiwillig 
ergreifen – zumindest nicht diejenigen, die wir brauchen. Deshalb müs-
sen wir einen gesellschaftlichen Einstellungswandel herbeiführen. Sol-
daten sind keine „Mörder“, wie es ein alter Schlachtruf der Linken na-
helegt. Im Gegenteil: Menschen, die aus freien Stücken bereit sind, 
notfalls ihr Leben und ihre Gesundheit für unsere Sicherheit aufs Spiel 
zu setzen, leisten einen herausragenden Dienst an der Gemeinschaft. 
Und so sollten wir sie auch behandeln. Sie haben ein Dankeschön ver-
dient, keinen Fußtritt.

6. Die Verteidigungsanstrengungen der EU-Mitglieder müssen zusam-
mengefasst und zu einer kraftvollen europäischen Verteidigungsge-
meinschaft ausgebaut werden. Nur wenn wir unsere Kräfte bündeln, 
können wir im Konzert der Großen mitspielen und eine Armee aufbauen, 
die den Schutz der europäischen Demokratien auch für den Fall sichert, 
dass die Amerikaner nicht länger ihre schützende Hand über Europa hal-
ten. Eine kraftvolle europäische Verteidigungsgemeinschaft würde die 
NATO zu einer Partnerschaft auf Augenhöhe machen und die zersplitter-
ten Verteidigungsanstrengungen der Europäer besser koordinieren und 
effektiver machen. Ich weiß, es ist ein schwieriger Weg, die Egoismen und 
Ängste der europäischen Nationen zu überwinden. Aber um Europa siche-
rer zu machen, darf uns keine Anstrengung zu groß sein.

INNERE SICHERHEIT: DAS GEWALTMONOPOL DES STAATES 
WIEDERHERSTELLEN

Zur Gefährdung der äußeren kommt die Erosion der inneren Si-
cherheit. Eine große Mehrheit der Deutschen hält Umfragen zufolge 
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Kriminalität für ein großes Problem, das sich während der vergange-
nen Jahre verschärft hat. Eine wachsende Zahl fühlt sich abends und 
nachts auf öffentlichen Plätzen, in öffentlichen Verkehrsmitteln oder 
an Haltestellen nicht mehr sicher. Prügel- und Messergewalt haben in 
den zurückliegenden Jahren ebenso zugenommen wie öffentliche se-
xuelle Übergriffe gegenüber Frauen. Hinzu kommt die Kriminalität 
durch Banden und Clans, die inzwischen ganze Stadtviertel in ihre 
Gewalt gebracht und zu No-Go-Areas gemacht haben. Auch im nieder-
schwelligeren Bereich öffentlicher Sicherheit und Ordnung wird der 
Bürger mit einem wachsenden Verlust staatlicher Ordnungsmacht 
konfrontiert: Fassadenschmierereien, professionelle Bettlerbanden 
und eine sich ausbreitende Drogenszene auf öffentlichen Plätzen ge-
hören zur neuen Normalität. Und die Polizisten, die uns vor all dem 
beschützen sollen, werden inzwischen immer öfter selbst Opfer von 
Gewalttaten.

Polizeiliche Autorität schwindet, von einer funktionierenden Ord-
nungsmacht kann keine Rede mehr sein. Laut einer Forsa-Umfrage 
für den DBB (Beamtenbund und Tarifunion) aus dem Juni 2024 halten 
70 Prozent der Deutschen ihren Staat für überfordert, vor allem in den 
Bereichen Asyl- und Flüchtlingspolitik, Schul- und Bildungspolitik so-
wie innere Sicherheit, die als verhängnisvoll miteinander verknüpft an-
gesehen werden können. Und es sind bei Weitem nicht nur Flüchtlinge, 
die die Kriminalstatistik treiben. Auch die Straftaten durch extreme 
Gruppierungen an den Rändern unseres politischen Spektrums neh-
men zu. Rechtsradikale und religiöse Extremisten rufen inzwischen im-
mer unverhohlener zur Abschaffung unserer westlich geprägten Demo-
kratie und Lebensart auf.

Das staatliche Gewaltmonopol, die Konzentration berechtigter Ge-
waltausübung beim Staat, ist ein hohes Gut. Sie gibt den Menschen 
Sicherheit vor Angriffen auf ihre Rechtsgüter durch andere Mitglieder 
der Gemeinschaft und die Gewissheit, dass ausnahmsweise erfolgende 
Übergriffe vom Staat geahndet und gesühnt werden. Wo das Gewaltmo-
nopol bröckelt, bröckelt auch das Vertrauen in den Staat. Dadurch kann 
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eine Abwärtsspirale in Gang gesetzt werden, an deren Ende Anarchie 
oder Diktatur lauern.

Die weitere Erosion des staatlichen Gewaltmonopols zu verhindern, 
muss deshalb eine der vordringlichen Aufgaben zukünftiger Politik 
sein. Auch dafür braucht es ein umfassendes Maßnahmenpaket:

1. Wir müssen wieder ehrlich werden. Probleme müssen benannt, Ur-
sachen offengelegt, Lösungswege aufgezeigt und offen diskutiert wer-
den. Wer Fakten zurückhält, Probleme marginalisiert und Ursachen 
verschweigt, spielt ein gefährliches Spiel – selbst wenn die Gründe gut 
gemeint sind. Wenn die Wirklichkeit, die man den Menschen erzählt, 
und die Wirklichkeit, die sie erleben, nicht übereinstimmen, schwindet 
Vertrauen und wächst Wut. Es wird nicht leicht sein, die Folgen vergan-
gener Fehler zu korrigieren, aber wir müssen alles daransetzen, verlo-
renes Vertrauen zurückzugewinnen.

2. Wir brauchen einen Mentalitätswandel in der politischen Diskus-
sion. Allzulange haben die politischen Lager darum gerungen, ob bei der 
inneren Sicherheit die Einhaltung von Recht und Ordnung oder die Besei-
tigung der soziologischen Ursachen für Rechtsverletzungen Vorrang ha-
ben sollen. Wie schon bei der Diskussion um das Primat bei der Bildung 
müssen wir auch hier rasch von einem „Entweder oder“ zu einem 
„Sowohl-als-auch“ kommen. Wir müssen beides tun. Vordergründig die 
Einhaltung von Recht und Sicherheit herstellen, schärfere Gesetze schaf-
fen und härter durchgreifen und auf einer tieferen Ebene die Ursachen 
für Fehlentwicklungen aufspüren und wirksam bekämpfen.

3. Bestrebungen, die darauf abzielen, unsere verfassungsmäßige 
Ordnung und deren Grundpfeiler abzuschaffen, müssen mit aller 
Härte bekämpft werden. Deutschland ist kein Gottesstaat und auch 
keine völkische Diktatur. Wer so etwas will, stellt sich gegen das laizis-
tische, demokratische und rechtsstaatliche Fundament unserer Gesell-
schaft. Das dürfen wir nicht durchgehen lassen. Mit „Keine Toleranz 
den Feinden der Freiheit“ haben Karl Popper und Dolf Sternberger einst 



80

das Grundverständnis der „wehrhaften Demokratie“ formuliert. Es wird 
Zeit, dass wir uns wieder daran erinnern und den islamistischen Gotte-
skriegern, völkischen Revanchisten und all den anderen Extremisten, 
die eine andere Ordnung wollen, den Kampf ansagen – auf der Straße, 
in Hinterzimmern und im Netz.

4. Ein weiterer Schwerpunkt der inneren Sicherheit muss der Kampf 
gegen die Verbalkriminalität im Internet sein. Die sozialen Netzwerke 
waren angetreten, um die Kommunikation zwischen den Menschen zu 
verbessern. Erreicht haben sie das Gegenteil. Was sich dort an Hass-
parolen, Beleidigungen sowie religiöser und weltanschaulicher Hetze 
abspielt, spottet jeder Beschreibung und zersetzt die Gemeinschaft. Das 
dürfen wir nicht länger zulassen. Das Internet darf kein geschützter 
Raum mit minderer Rechtsgeltung sein. Wer sich dort öffentlich äußert, 
muss sich ebenso an die Gesetze halten, als wenn er auf dem Marktplatz 
oder in einer Kneipe spricht. Wenn dabei Straftaten begangen werden, 
müssen sie geahndet werden. Und es liegt im öffentlichen Interesse, die 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, die dies ermöglichen. 
Dazu gehört auch, dass wir den Betreibern von sozialen Netzwerken 
auferlegen, Seiten und Akteure dauerhaft zu bannen, die jenseits der 
Rechtsstaatlichkeit agieren.

5. Damit dies gelingen kann, müssen wir die Kräfte, die unsere in-
nere Sicherheit gewährleisten, mit den erforderlichen Mitteln aus-
statten. Wir müssen aufhören, unsere Polizei kaputtzusparen und 
öffentlich geringzuschätzen. In einem demokratisch und rechtsstaat-
lich verfassten Gemeinwesen ist die Polizei kein Instrument staat-
licher Unterdrückung, sondern eine Institution, die den Rechtsfrieden 
im Inneren schützt.

Statt Polizisten zu diskreditieren, sollten wir sie als das achten, was 
sie sind: Menschen, die unser aller Sicherheit gewährleisten sollen 
und in Ausübung dieser Aufgabe berechtigt und verpflichtet sind, 
das staatliche Gewaltmonopol auszuüben – gegenüber jedermann ohne 
Ansehen von Person, Herkunft, Religionszugehörigkeit, politischer An-
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schauung oder Geschlecht. Der Polizist ist nicht nur mit personaler, 
sondern auch mit staatlicher Autorität ausgestattet. Wer einen Polizis-
ten angreift, greift uns alle an. Es wird höchste Zeit, dass wir uns das 
(wieder) bewusst machen. Und unseren Polizisten dann nicht nur mit 
Hochachtung begegnen, sondern sie auch mit den Mitteln ausstatten, 
die sie benötigen, um für uns den Kampf gegen die Kriminalität zu ge-
winnen.

EUROPA IST UNSERE ZUKUNFT

Europa ist nicht nur ein großartiges Friedensprojekt, es ist auch der 
Garant für unseren Frieden und unseren Wohlstand in der Zukunft. 
Ohne Europa sieht es für die europäischen Nationen, auch für das ver-
gleichsweise große Deutschland, düster aus. Es sind die Staaten mit der 
größten wirtschaftlichen und/oder militärischen Macht, die das Weltge-
schehen bestimmen und im Sinne ihrer Interessen zu gestalten versu-
chen. Allein spielt Deutschland im Konzert der Großen keine Rolle, öko-
nomisch sind wir eine absteigende Mittelmacht, militärisch ein Zwerg. 
Den anderen europäischen Einzelstaaten geht es nicht besser. Allein 
können wir mit den USA, mit China, mit Russland (jedenfalls militä-
risch) und bald auch schon mit Indien und dem ein oder anderen Staat 
aus den aufstrebenden Weltregionen nicht mithalten. Und die Verschie-
bung der ökonomischen und militärischen Kräfteverhältnisse von West 
nach Ost wird unseren Einfluss weiter marginalisieren.

Wenn wir nicht zum Spielball der anderen werden wollen, müssen 
wir Europäer für uns selbst sorgen – und nicht länger auf den Schutz 
des großen Bruders in Washington setzen, sondern unsere Interessen 
in die eigene Hand nehmen. Selbst groß und stark werden. Ein ökono-
misches und militärisches Schwergewicht, das mit am Tisch sitzt, wenn 
die Großen über die Verteilung von Macht und Einfluss, Ressourcen, 
Finanz- und Warenströmen verhandeln. Man mag Macht mögen oder 
nicht, aber noch leben wir in einer Welt, in der sie und nicht hehre 
Werte wie Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Menschenrechte oder die 
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Postulate feministischer Außenpolitik den Gang der Weltpolitik bestim-
men. Deshalb und nicht nur aus – zweifellos vorhandenen – roman-
tischen Gefühlen bin ich ein glühender Unterstützer all derjenigen, die 
darauf drängen, die europäische Einigung voranzutreiben und zu voll-
enden. Und ich wünsche mir sehr, dass Deutschland wieder aus seiner 
europäischen Passivität erwacht und zu denjenigen gehört, die diesen 
Prozess voranbringen.

Gemeinsam hätte Europa viel in die Waagschale zu werfen. Wir ha-
ben nicht nur eine gemeinsame, oft genug leidvolle Geschichte, aus der 
wir endlich zu lernen begonnen haben. Wir haben auch eine reiche und 
gemeinsame kulturelle Basis, einen freien Verkehr von Waren und 
Dienstleistungen, eine gemeinsame Währung und eine Europäische 
Zentralbank, eine europäische Hauptstadt, eine Flagge und eine Hym-
ne, eine europäische Governance mit Exekutive, Legislative und Judika-
tive. Wir verfügen über nahezu 400 Millionen Menschen, das Brutto-
inlandsprodukt und die Militärausgaben der europäischen Staaten wer-
den zusammengerechnet nur von den USA übertroffen.

Das vereinte Europa wäre eine Macht, nicht nur politisch und mili-
tärisch. Es hätte auch die Möglichkeit, die mühsam gelernten europäi-
schen Werte – Friedfertigkeit, Multilateralismus, Rechtsstaatlichkeit, 
Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, ein sozialer und nach-
haltiger Kapitalismus und manches mehr – in der Welt als kraftvolles 
Vorbild zur Geltung zu bringen, ohne dabei mit imperialistischem oder 
moralisch-überlegenem Anspruch aufzutreten. Ich wäre stolz, ein Bür-
ger dieses Europas zu sein.

Derzeit sind wir davon noch weit entfernt. Und ich stelle mir immer 
wieder die Frage, warum das so ist und ob es so bleiben muss. Viel 
kommt einem da in den Sinn: alte Feindschaften und Ängste vor den 
Nachbarn; nationale Egoismen und die Sorge, in einem gemeinsamen 
Gebilde von den großen Staaten dominiert zu werden; das Fehlen einer 
gemeinsamen europäischen Sprache; die Angst vor einem Bedeutungs-
verlust bei den handelnden Personen und manches mehr. Es sind starke 
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emotionale Argumente, die uns oft stärker bewegen als die rationale 
Sicht des Verstandes.

Wenn ich gleichwohl nicht mutlos werden will, dann hat das mit der 
Geschichte unseres eigenen Landes zu tun. Mitte des 19. Jahrhun-
derts war Deutschland ein politischer Flickenteppich mit einer Vielzahl 
kleiner und wenigen mittelgroßen Staaten, die sich gegenüber den eu-
ropäischen Großmächten England, Frankreich und Russland in einer 
vergleichbaren geopolitischen Situation befanden wie Europa heute. Es 
waren Staaten mit individuellen Interessen, unterschiedlichen Dialek-
ten und all den Vorbehaltenen gegen ein gemeinsames Deutschland, die 
heute gegen ein gemeinsames Europa vorgebracht werden. Wenn es da-
mals gelungen ist, ein geeintes Deutschland zu gründen, warum soll es 
dann heute unmöglich sein, ein geeintes Europa zu erschaffen? Ich 
weiß, die Einigung der „verspäteten Nation“ hat auch viel Unglück über 
den Kontinent gebracht. Aber ich weiß auch, dass sich Geschichte nicht 
wiederholen muss und wir es diesmal besser machen können.



EIN PAAR  
ANMERKUNGEN  
ZUM SCHLUSS
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Nun ist es am Ende beinahe ein Regierungsprogramm geworden. 
Nicht nur eine kurze Vision, sondern auch ein recht detailliertes Maß-
nahmenpaket. Man möge es mir verzeihen, aber irgendwie verfestigte 
sich beim Schreiben in den vergangenen Wochen der Eindruck, wenn 
ich wirklich etwas bewegen wolle, müsse ich den Menschen im Land 
und den Politikern in der Verantwortung schon etwas mehr anbieten. 
Nicht nur kritisieren und mit ein paar wenigen Strichen die Vision ei-
ner besseren Zukunft skizzieren, sondern ziemlich konkret sagen, wie 
diese Vision Wirklichkeit werden kann. Ich hoffe, es ist mir gelungen, 
auch wenn ich nicht alles erfasst habe und manches nicht ohne Wider-
spruch bleiben wird. Bevor ich nun schließe, möchte ich noch zwei 
wichtige Fragen ansprechen.

1. Wie wollen wir all das finanzieren? 

Der Katalog der Maßnahmen ist lang und umfasst eine Vielzahl von 
Investitionsvorhaben von der Verteidigung über die Infrastruktur bis 
hin zur Bildung. Dafür wird eine Menge Geld gebraucht – Geld, dass in 
den klammen Kassen des Haushalts nicht zu finden sein wird. Dennoch 
bin ich zuversichtlich.

Mittel- und langfristig wird der Systemwechsel von Sozialkonsum 
auf Wohlstandsinvestition erhebliche Mittel freisetzen, insbeson-
dere durch den geplanten Umbau der Sozialsysteme und beim Steuer-
recht.

Zudem wird die konsequente Förderung der Selbstständigen und 
Leistungsträger dazu führen, dass sich das Verhältnis zwischen Ein-
zahlern und Leistungsempfängern verschieben wird. Wenn uns die 
soziale Marktwirtschaft eins gelehrt hat, dann dies: Man kann nichts 
Besseres tun, um Wohlstand für alle zu schaffen, als für eine florierende 
Wirtschaft mit möglichst vielen beteiligten Akteuren zu sorgen. Und 
genau das ist der Plan.
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Kurzfristig wird es eine Unterdeckung geben, aber das sollten wir in 
Kauf nehmen. Deutschland hat im internationalen Vergleich noch eine 
verhältnismäßig geringe Verschuldung und eine entsprechende Ver-
schuldungsreserve und jeder Unternehmer weiß: Bevor ich ernten 
kann, muss ich investieren; der Mittelabfluss steht vor dem Rückfluss. 
Und genau das tun wir mit diesem Programm. Wir investieren in die 
Zukunft unseres Landes, in unsere eigene Zukunft und in die Zukunft 
unserer Kinder. Wir investieren in „Neuen Wohlstand für alle“. Dafür 
darf man die Schuldenbremse für ein paar Jahre aussetzen. Das Geld 
kommt ja zurück – mit Zins und Zinseszins.

Und man darf die Menschen im Lande fragen, ob sie bereit sind, 
sich an diesem Wiederaufbauprojekt zu beteiligen. Mit einem auf 
zehn Jahre begrenzten Zuschlag zur Einkommenssteuer (Solidaritätszu-
schlag II), mit einer attraktiven Staatsanleihe oder gar mit einer Einzah-
lung in einen „Deutschland-Fonds“, der als Public-Private-Partnership 
gewinnversprechende Unternehmensbeteiligungen oder Infrastruktur-
projekte finanziert. Ideen gibt es genug. Wir müssen nur bereit sein, 
unsere typische deutsche Bedenkenträger-Mentalität gegen Zukunfts-
zuversicht einzutauschen.

2. Wie sollen wir das politisch umsetzen?

Keine Frage: Meine „Vision für Deutschlands Zukunft“ ist ein Kraftakt, 
weit größer noch als Schröders Agenda 2010, vergleichbar nur mit dem 
Wiederaufbau nach dem verlorenen Krieg. Hand aufs Herz: Muss uns das 
abschrecken? Oder kann es uns anspornen? Die Stunde der Krisen und 
Gefahren ist immer auch die Stunde der Bewährung. In solchen Zeiten 
entstehen  Mythen von Menschen, die wir nicht vergessen. Menschen wie 
Adenauer, Erhard, Brandt, Schmidt, Kohl und in Teilen auch Schröder. 
Jetzt ist wieder so eine Zeit.

Deutschland braucht klare politische Führung und eine starke poli-
tische Mehrheit. Mit einer Drei- oder Mehrparteien-Koalition wird das 



87

kaum möglich sein, das hat das misslungene Experiment der Ampel-
Koalition gezeigt. Zu groß waren die Unterschiede, die überbrückt wer-
den mussten, um Lösungen zu finden. Die neue Bundesregierung 
braucht ein starkes Mandat. Wir müssen die Politiker wählen, denen 
wir zutrauen, eine solche Aufgabe zu bewältigen, sie mit einem stabilen 
Mandat ausstatten und ihnen Zeit geben. Nicht aus Protest irgendwel-
che Radikalen mit verrückten Ideen wählen, nur um unseren Unmut 
auszudrücken. Protestparteien werden uns nicht aus der Krise führen, 
sie werden sie nur noch schlimmer machen.

Und wir müssen uns selbst wieder mehr engagieren. Wir alle, denen 
dieses Land am Herzen liegt: die Unternehmer, Anwälte, Unterneh-
mensberater, Richter, Manager, Ärzte, Wissenschaftler, Gewerkschafter, 
Facharbeiter, die ehrenamtlich Tätigen, die Polizisten und Soldaten – 
einfach alle, die eine gute Zukunft für unser Land wollen. Ein Land, in 
dem die Menschen sich wohlfühlen, ist ohne eine funktionierende Zivil-
gesellschaft nicht denkbar. Wann fangen wir an?



ANHANG
EIN SERVICE FÜR EILIGE LESER:
DIE HEADLINES IM ÜBERBLICK
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IM KRISENMODUS

Es ist etwas ins Rutschen gekommen hierzulande.

Das Land ist ökonomisch aus dem Tritt geraten.

Von wirtschaftlichen Abstiegsängsten zur Gefährdung der Demokratie 
ist der Weg kürzer, als uns lieb ist.

Das positive Grundgefühl des ausklingenden 20. Jahrhunderts ist uns 
abhandengekommen.

Noch leben wir im besten Deutschland, dass wir je hatten. Wenn wir es 
erhalten wollen, müssen wir es besser machen.

Wir zerstören unsere Umwelt

Die Moderne, jenes Gemisch aus Liberalismus, Kapitalismus und 
Demokratie, hat den Menschen im sogenannten Westen eine bis dahin 
unvorstellbare Entwicklung gebracht. 

Doch inzwischen beschleicht uns das Gefühl, das etwas aus dem Ruder 
gelaufen ist.

Immer mehr Menschen fragen: Werden wir auf unserem schönen 
Planeten dauerhaft überleben können, wenn wir weitermachen wie 
bisher?

Ob wir es wahrhaben wollen oder nicht: Wir werden uns begrenzen 
müssen.

Herausforderung Migration

Menschen wollen ihre Heimat nicht verlassen. 

Aber ganz so einfach ist es nicht. Denn auch für die Zielstaaten der 
Migranten stellt die Migration eine Herausforderung dar.
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Der Westen im Niedergang

Wir Kinder des Westens sind in einer Zeit groß geworden, in der der 
Westen die dominante politische Kraft auf unserem Planeten war.

Am Ende des 20. Jahrhunderts wurde das kapitalistische Wirtschafts-
system global.

Doch die Euphorie währte nicht lange.

„The West is in decline“

America First

Selbst die westliche Führungsmacht hat der Niedergang in eine Krise 
gestürzt.

Die Vereinigten Staaten können und wollen den Westen nicht mehr führen.

Die Wahl von Donald Trump zum Präsidenten wird diesen Prozess 
beschleunigen, radikalisieren und unberechenbarer machen.

Die EU am Scheideweg

Und Europa? Die EU, das erfolgreichste Friedensprojekt in der 
Geschichte des Kontinents, wirkt derzeit wenig anziehend. 

Noch fehlt vieles, was Europa stark genug machen würde, um in 
einer sich polarisierenden Welt als bedeutender Mitspieler wahr-
genommen zu werden.

So befindet sich die EU in einer Art Dauerkrisenmodus.

Der deutsche Patient

Deutschland, das bevölkerungsreichste und volkswirtschaftlich 
bedeutendste Mitglied der EU, steht besonders schlecht da.
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Deutschlands Abstiegsängste sind nicht unbegründet.

Deutschlands Niedergang ist hausgemacht und die Folge 
politischer Fehler.

Die Mängelliste ist lang.

Deutschland hat die ökonomischen Mega-Trends der Neuzeit 
verschlafen.

Längst werden wir auch auf unseren Kernmärkten angegriffen.

Statt sie zu stärken, wird der heimischen Wirtschaft übel mitgespielt.

Damit nicht genug: Wir regeln uns zu Tode.

Fachkräftemangel und steigende Arbeitskosten tun ein Übriges.

Auch unsere Sozialsysteme sind ein Grund für den Niedergang 
des Landes.

Zu den Rentnern kommen die Migranten.

Um den überbordenden Sozialkonsum zu finanzieren, greifen die 
Politiker lieber in fremde Kassen.

Jahrelang haben wir die Bundeswehr kaputtgespart.

Immer mehr Menschen geben an, dass sie sich nicht mehr sicher 
fühlen in ihrem Land.

Bei internationalen Bildungsvergleichen fällt Deutschland zurück.

Seit Jahrzehnten leidet die Infrastruktur des Landes.

Dazu kommt ein gefährlicher Mentalitätswandel: Kaum jemand mag 
sich noch wirklich anstrengen.

Gleichzeitig hat die soziale Ungleichheit zugenommen.

Immer mehr Menschen fühlen sich als Verlierer.

Die Bereitschaft zum Dienst an der Gemeinschaft nimmt ab.
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Das Land radikalisiert sich.

Das Deutschland der Gegenwart leidet an einer bipolaren Störung.

Nicht jeder teilt diese skeptische Sicht auf die Lage des Landes.

Wollen wir uns wirklich damit zufriedengeben, dass es anderswo 
noch schlechter ist?

ZEIT ZU HANDELN

Wir haben uns bequem eingerichtet in unserer wiedervereinigten 
kleinen Welt.

Der Aufstieg und Niedergang von Kulturen, Staaten und Volkswirt-
schaften ist eine historische Normalität.

Demokratie und Freiheit sind kein Naturzustand.

Auch Frieden ist alles andere als natürlich.

Gleichzeitig geht die Entwicklung des Menschen zu immer 
größeren Einheiten.

Verzagen hilft nicht.

Geschichte wiederholt sich nicht einfach. 

Deshalb müssen wir handeln.

Wir dürfen uns auch nicht damit begnügen, Ursache und Lösung 
all unserer Probleme unseren Politikern zuzuweisen.

Deshalb richte ich mich an die Eliten in unserem Land: Lasst uns 
gemeinsam die Zukunft unseres Landes gestalten. 

EINE VISION FÜR DEUTSCHLANDS ZUKUNFT

Was wir jetzt brauchen, ist eine Vision für Deutschlands Zukunft. 
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Ich wünsche mir ein Deutschland, in dem die Menschen gern leben und 
auf das sie stolz sind. Einzelheiten finden Sie auf den Seiten 32 bis 35.

BAUSTEINE DES WANDELS

Die richtige Balance aus Mehrheitsherrschaft und Minder-
heitenschutz

Demokratie ist Mehrheitsherrschaft, nicht Mehrheitsdiktatur.

Doch kaum weniger gefährlich als eine Mehrheitsdiktatur ist eine 
Minderheitenherrschaft.

Minderheiten, gleich welcher Art, gehören geschützt.

Wir machen es uns zu leicht, wenn wir die beängstigenden Zugewinne 
an den radikalen Rändern einer angeblichen Verirrung der Wähler 
zuschreiben.

Mehr „Wir“ und weniger „Ich“

Die Befreiung des Menschen aus der Unterworfenheit unter welt-
liche und/oder religiöse Herrscher ist eine der bedeutenden zivili-
satorischen Errungenschaften der westlichen Moderne.

Doch wir haben es übertrieben mit der Individualisierung.

Auch im Verhältnis zur Gemeinschaft hat die Entwicklung zum 
Ichling Spuren hinterlassen.

Für die Zukunft unseres Landes ist diese Entwicklung gefährlich.

Nicht die Optimierung des einen zulasten des anderen bringt den 
Erfolg, sondern die richtige Balance zwischen beiden.

Ausgangspunkt für konkrete Ableitungen ist die Goldene Regel, 
ein uraltes philosophisches Prinzip, das die Grundregel schlichter 
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Mitmenschlichkeit auf den Punkt bringt: Verhalte dich stets so, 
wie du willst, dass sich die anderen dir gegenüber verhalten.

Im Verhältnis des Individuums zur Gemeinschaft ist die Botschaft 
der Goldenen Regel nicht minder einfach.

Geben und Nehmen sind zwei Seiten derselben Medaille – oder: 
Wer Rechte haben will, der muss auch Pflichten akzeptieren.

Die wahrscheinlich wichtigste Sozialpflicht gegenüber der Gemein-
schaft ist die Pflicht zur Steuerzahlung.

Wehrpflicht und soziales Jahr sind ein weiteres wichtiges Thema.

Damit dies gelingt, brauchen wir einen kulturellen Wandel zu mehr 
Gemeinsinn.

Die wirtschaftliche Grundordnung erneuern

Gleichzeitig müssen wir unsere wirtschaftliche Grundordnung von 
Grund auf erneuern.

Unter der Ägide der sozialen Marktwirtschaft erlebte die Bundes-
republik Deutschland goldene Jahrzehnte. 

Mit Beginn der Globalisierung setzte sich der Erfolgsweg zunächst 
ungehindert fort. 

Dabei war die Erfolgsgeschichte des Landes während der Kanzler-
schaft von Angela Merkel längst an ihr Ende gekommen.

Mit dem Wegfall des kommunistischen Systemrivalen war die 
Notwendigkeit eines dritten Wegs zwischen den beiden Systemen 
entfallen.

Die Finanzkrise 2008/2009 und die zu ihrer Bewältigung vorgenom-
menen Rettungsmaßnahmen haben die ökonomische Architektur der 
kapitalistischen Welt nachhaltig verändert.
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Die überwältigende Menge neuen Kapitals begünstigte die 
Entstehung einer riesigen Finanzindustrie.

Mit fatalen Folgen: Der Familienunternehmer, jahrzehntelang 
zentraler Baustein der bundesdeutschen Kapitalismusarchitektur, 
wandelt sich zum Familieninvestor.

Die politischen Führungen der Deutschen haben auf diese 
Großherausforderung bislang keine überzeugende Antwort 
gefunden.

Das Land braucht eine Neuausrichtung der wirtschafts-
politischen Prioritäten, die unter dem Motto „Neuer Wohlstand 
für alle“ steht.

Gleichzeitig sollten wir über unseren Begriff von Wohlstand 
nachdenken.

Der Wohlstand, den wir steigern wollen, umfasst alles, was für 
das Wohlergehen der Menschen wichtig ist.

Beinahe noch wichtiger ist ein Wandel unseres kulturellen Grund-
verständnisses in Sachen Wohlstand: An die Stelle der Jagd nach 
„Mehr“ sollt die Logik des „Genug“ treten.

Die Mittelschicht stärken

Im Zentrum einer an diesen Maximen ausgerichteten neuen 
Wirtschaftspolitik muss die Mittelschicht stehen.

Zuletzt ist die Mittelschicht gehörig unter Druck geraten.

Wer zur Mittelschicht gehört, steht heute eindeutig schlechter da 
als vor Jahrzehnten.

Wer dem Land ökonomische und gesellschaftliche Stabilität 
sichern will, muss eine Politik für Mittelschicht und Mittelstand 
machen.
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Die zentralen Handlungsfelder

Bildung

Wirtschaftspolitik

Steuern und Abgaben

Sozialpolitik

Neuaufstellung der Bildungspolitik

Viele Jahrzehnte wurde Deutschland für sein Bildungsniveau bewundert.

Davon sind wir heute weit entfernt.

Wenn wir neuen Wohlstand schaffen wollen, müssen wir mit einer 
Reform der Bildungspolitik anfangen.

Unsere Schulen benötigen dringend ein neues Curriculum.

Gleichzeitig brauchen wir eine ambitionierte Elitenförderung.

Zugleich ist es nicht nur ein Gebot der Chancengleichheit, sondern 
auch der politischen Klugheit, dass diese Eliten weit stärker als heute 
aus allen Schichten der Bevölkerung kommen.

Wir müssen massiv in die Infrastruktur für Bildung investieren.

Wirtschaftspolitische Neuausrichtung

Die Zeiten, in denen in Deutschland eine auf Wohlstandsmehrung 
ausgerichtete Wirtschaftspolitik betrieben wurde, sind lange vorbei.

Das Deutschland der 2020er-Jahre klagt über fehlendes Wachstum.

WIRTSCHAFTSPOLITISCHES GRUNDSATZPROGRAMM

1. Deutschland braucht endlich eine Industriepolitik, die diesen 



97

Namen verdient. Schlüsselindustrien, die den Wohlstand der Zukunft 
versprechen, müssen vom Staat massiv unterstützt werden.

Entsprechende Forschungsvorhaben und deren Übertragung in die 
Praxis müssen massiv gefördert und finanzielle Mittel für die unter-
nehmerische Umsetzung bereitgestellt werden.

Um eine solche Zukunftsausrichtung umsetzen zu können, benötigen 
wir einen doppelten Mentalitätswandel.

Zu guter Letzt brauchen wir einen wirksamen Schutz gegen unfairen 
Wettbewerb von außen.

2. Wir brauchen ein überzeugendes Programm für den ökologischen 
Umbau unserer Wirtschaft.

Aber wir dürfen das Kind nicht mit dem Bade ausschütten.

Um unser Land zukunftsfest zu machen, müssen wir die richtige 
Balance herstellen.

3. Preiswerte und sichere Energie ist ein Muss für jeden Wirtschafts-
standort.

Deutschland braucht eine Energiewende hin zu einem ökologisch und 
ökonomisch sinnvollen Energiemix.

4. Der beklagenswerte Zustand unserer Infrastruktur muss schnellst-
möglich beseitigt werden.

Deutschland braucht dringend eine große Infrastrukturoffensive.

5. Deutschland erstickt an seiner Bürokratie.

Deshalb braucht Deutschland einen antibürokratischen Befreiungs-
schlag: weniger Vorschriften, schnellere Verfahren und kundenorien-
tiert handelnde Bürokraten.

6. Wir brauchen ausreichendes und qualifiziertes Personal.

Wenn wir wollen, dass möglichst viele der besten Köpfe des Landes 
für den Wohlstand unseres Landes arbeiten, dann müssen wir endlich 
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die Gleichstellung von Mann und Frau in der Arbeitswelt 
vollenden.

Und wenn wir wollen, dass Paare in Deutschland mehr Kinder 
bekommen, dann müssen wir Rahmenbedingungen schaffen, die 
beiden Partnern erlauben, zu arbeiten und Kinder großzuziehen.

7. Eine Wirtschaftspolitik, die sich am Ideal der Wohlstandsmehrung 
für alle ausrichtet, muss den Selbstständigen in den Mittelpunkt 
stellen.

Wer Wohlstand für alle will, muss die selbstständige Existenz fördern, 
wo immer es geht.

Ich wünsche mir ein Gesetz zur Förderung der Selbstständigkeit in 
Deutschland.

8. Zu guter Letzt wünsche ich mir eine Wirtschaftspolitik, die nach der 
Maxime „Im Zweifel für den Markt“ handelt.

Eine große Steuerreform

Eine grundsätzliche wirtschaftspolitische Neuausrichtung muss auch 
das Steuerrecht in den Blick nehmen.

Deutschland hat nicht nur die schlimmste Bürokratie, sondern auch 
das komplizierteste Steuerrecht der Welt.

Das deutsche Steuerrecht ist eine volkswirtschaftliche Katastrophe 
und ein Anschlag auf das Gerechtigkeitsgefühl der Menschen.

Wir haben ein massives Akzeptanzproblem bei Steuern und Abgaben.

Deutschland braucht dringend eine große Steuerreform.

DIE ZENTRALEN ECKPUNKTE

1. Das Einkommenssteuerrecht muss radikal vereinfacht werden.
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2. Die „schleichende Progression“ muss abgeschafft werden.

3. Die Privilegierung von Kapitalerträgen gegenüber Arbeitsein-
künften wird rückgängig gemacht.

4. Ich würde sogar noch einen Schritt weiter gehen und einen starken 
Anreiz für alle setzen, die Arbeit für andere schaffen.

5. An die Stelle der rechtsformabhängigen Besteuerung tritt eine 
einheitliche Unternehmensbesteuerung.

6. Das umstrittene Ehegattensplitting wird zu einem Familien-
splitting ausgebaut.

7. Auch die Erbschaftssteuer muss radikal vereinfacht werden.

An die Stelle der unterschiedlichen Besteuerung nach Vermögens-
klassen sollte deshalb eine gleichmäßige Besteuerung aller Ver-
mögenswerte treten.

Dem legitimen Aspekt der Schonung von Unternehmen kann durch 
großzügige Stundungsregeln und andere Instrumente Rechnung 
getragen werden.

8. Die Hinterziehung von Steuern und Abgaben wird effektiver 
bekämpft und härter bestraft als bisher.

Sozialpolitischer Paradigmenwechsel

Auch in der Sozialpolitik braucht das Land einen Paradigmenwechsel.

Wir brauchen eine große Sozialreform mit folgenden ECKPUNKTEN:

1. Wir brauchen eine Reform der Sozialversicherung, die diesen 
Namen verdient.

Eine große Sozialreform sollte alle Einkommensbezieher sowohl 
in die Beitragspflicht als auch in das Leistungsbeziehungsrecht 
der Sozialversicherungen einbeziehen.
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Wer mehr will, darf freiwillig aufstocken.

2. Das Bürgergeld in seiner derzeitigen Ausgestaltung ist eine 
schlimme politische Fehlleistung und muss grundlegend korrigiert 
werden.

Zusätzlich sollten wir den Bezug von Bürgergeld mit einer Arbeits-
pflicht verknüpfen.

Mit der Arbeitspflicht für Bürgergeldempfänger würde die Bundes-
agentur für Arbeit zu einer echten „Arbeitsagentur“ aufgewertet.

3. Eine gute Sozialpolitik sollte einen Beitrag zur Chancengleichheit 
leisten und denjenigen, die durch ihre Herkunft benachteiligt sind, 
die gleichen Möglichkeiten zur Gestaltung von Lebenschancen bieten.

Ich wünsche mir ein kraftvolles staatliches Förderprogramm für 
hoffnungsvolle Talente aus Familien mit nicht ausreichender Kraft 
zur Eigenförderung.

4. Alle übrigen Sozialleistungen sollten künftig stärker daraufhin 
überprüft werden, ob ihre Empfänger einer staatlichen Unterstützung 
bedürfen.

Eine verantwortungsvolle Einwanderungspolitik

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt der politischen Neuausrichtung 
muss die Einwanderungspolitik sein. 

Deutschlands aktuelle politische Antwort auf die Migration ist ein 
Desaster.

Für Leistungsträger ist Deutschland derzeit nicht attraktiv.

Bei den Flüchtlingen sieht die Bilanz anders aus. Hier gilt Deutschland 
als außerordentlich attraktiv. 

Aber auch die, die unser Land eigentlich verlassen müssten, bleiben 
allzu oft hier.
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Es ist nicht nur der Migrationsdruck, der die Menschen bedrängt. 
Auch misslungene Integration belastet die Gesellschaft.

Wir brauchen einen Reset bei der Einwanderungspolitik, der einen 
angemessenen Ausgleich zwischen humanitären Verpflichtungen, 
nationalen Interessen und den Fähigkeiten und Bedürfnissen der 
vorhandenen Bevölkerung herstellt.

ECKPUNKTE

1. Das Asylgrundrecht des Grundgesetzes darf nicht zur Disposition 
gestellt werden. 

2. Für alle anderen Flüchtlinge braucht es dringend eine europäische 
Lösung.

Eine einheitliche europäische Flüchtlingspolitik muss alle wichtigen 
Fragen umfassen.

3. Solange es keine einheitliche Regelung für Flüchtlinge gibt, sollten 
wir unseren nationalen Umgang mit Flüchtlingen so (neu) ausrichten, 
wie wir uns ein europäisches Flüchtlingsrecht wünschen.

4. Für die herbeigesehnten ausländischen Leistungsträger müssen wir 
attraktiver werden.

5. Auch in puncto Integration müssen wir besser werden.

Gelungene Integration braucht ein Integrationsangebot ebenso wie 
den Integrationswillen.

6. Zu guter Letzt brauchen wir ein Einwanderungsgesetz.

Verteidigungsfähigkeit sicherstellen

Die Sicherung der Verteidigungsfähigkeit ist eine der wichtigsten 
Aufgaben des Gemeinwesens.

Friedfertigkeit allein sichert keinen Frieden.
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Solange es kein überstaatliches Gewaltmonopol gibt, ist ein „realis-
tischer Pazifismus“ immer die Kombination aus Aggressionsverzicht 
und Verteidigungsfähigkeit.

Deshalb muss Deutschland seine verlorene Verteidigungsfähigkeit 
zurückgewinnen – und zwar im Eiltempo.

ECKPUNKTE

1. Deutschland muss unverzüglich alle seine Verpflichtungen aus dem 
NATO-Vertrag erfüllen. 

2. Die Ausrüstung unserer Streitkräfte mit Menschen und Maschinen 
muss zeitnah hochgefahren werden. 

3. Dabei müssen wir uns auch auf die neuen Bedrohungen einstellen.

4. Die Wehrpflicht muss wieder eingeführt und die mit ihr verbundene 
Logistik reaktiviert werden. 

Anders als damals sollte die Wehrpflicht heute für beide Geschlechter 
gelten. 

5. Der Beruf des Soldaten muss wieder ein geachteter Beruf werden.

6. Die Verteidigungsanstrengungen der EU-Mitglieder müssen 
zusammengefasst und zu einer kraftvollen europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft ausgebaut werden.

Innere Sicherheit: das Gewaltmonopol des Staates wieder-
herstellen

Zur Gefährdung der äußeren kommt die Erosion der inneren Sicherheit.

Polizeiliche Autorität schwindet, von einer funktionierenden Ordnungs-
macht kann keine Rede mehr sein.

Das staatliche Gewaltmonopol, die Konzentration berechtigter 
Gewaltausübung beim Staat, ist ein hohes Gut.
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Die weitere Erosion des staatlichen Gewaltmonopols zu verhindern, 
muss deshalb eine der vordringlichen Aufgaben zukünftiger Politik 
sein.

ECKPUNKTE

1. Wir müssen wieder ehrlich werden.

2. Wir brauchen einen Mentalitätswandel in der politischen 
Diskussion.

3. Bestrebungen, die darauf abzielen, unsere verfassungsmäßige 
Ordnung und deren Grundpfeiler abzuschaffen, müssen mit aller 
Härte bekämpft werden.

4. Ein weiterer Schwerpunkt der inneren Sicherheit muss der 
Kampf gegen die Verbalkriminalität im Internet sein.

5. Damit dies gelingen kann, müssen wir die Kräfte, die unsere 
innere Sicherheit gewährleisten, mit den erforderlichen Mitteln 
ausstatten.

Statt Polizisten zu diskreditieren, sollten wir sie als das achten, 
was sie sind: Menschen, die unser aller Sicherheit gewährleisten 
sollen.

Europa ist unsere Zukunft

Europa ist nicht nur ein großartiges Friedensprojekt, es ist auch der 
Garant für unseren Frieden und unseren Wohlstand in der Zukunft.

Wenn wir nicht zum Spielball der anderen werden wollen, müssen 
wir Europäer für uns selbst sorgen.

Gemeinsam hätte Europa viel in die Waagschale zu werfen.

Das vereinte Europa wäre eine Macht, nicht nur politisch und 
militärisch.
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Derzeit sind wir davon noch weit entfernt.

Wenn ich gleichwohl nicht mutlos werden will, dann hat das mit der 
Geschichte unseres eigenen Landes zu tun.

EIN PAAR ANMERKUNGEN ZUM SCHLUSS

Nun ist es am Ende beinahe ein Regierungsprogramm geworden.

1. Wie wollen wir das finanzieren?

Der Katalog der Maßnahmen ist lang.

Mittel- und langfristig wird der Systemwechsel von Sozialkonsum auf 
Wohlstandsinvestition erhebliche Mittel freisetzen.

Zudem wird die konsequente Förderung der Selbstständigen und 
Leistungsträger dazu führen, dass sich das Verhältnis zwischen 
Einzahlern und Leistungsempfängern verschieben wird.

Kurzfristig wird es eine Unterdeckung geben, aber das sollten wir 
in Kauf nehmen.

Und man darf die Menschen im Lande fragen, ob sie bereit sind, sich 
an diesem Wiederaufbauprojekt zu beteiligen.

2. Wie sollen wir das politisch umsetzen?

Keine Frage: Meine „Vision für Deutschlands Zukunft“ ist ein 
Kraftakt.

Deutschland braucht politische Führung und eine starke politische 
Mehrheit.

Und wir müssen uns selbst wieder mehr engagieren.
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